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Abstract 
 
The German government has accepted an amendment to the law concerning the 
protection of the child against sexual abuse in the age of digitalisation. §201a penal 
code contains the protection of the image of a person. By that, every person who 
produces images of a naked child to commercial issues can be condemned. Further 
on, the law prohibits the production of images, which can put a person into a dam-
aging position. It is also forbidden, to publish images without the permission of the 
person photographed. This law is hence a protection of the personality right. A right 
that is universal for all mankind and for children as well. How advanced is the dis-
course about the child as a rights holder in the context of the personality rights? This 
paper takes a closer look on how the rights of the child on his image are accepted in 
the family life and in the context on the new media. To analyse this interaction we 
are going to have a closer look on the theories on the personality right in Germany, 
as well as on the competence-theory and the child as a social actor. An analysis on 
international treaties is going to be realised to enforce the role of the child and his 
agency status. The paper is also going to treat the real efficacy of the amendments 
regarding the protection of the child against abuse. Finally, as a conclusion to the 
work, ideas to get one thinking are given in order to advance the debate about the 
child as a right holder to his image. 
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Einleitung 
 
Mit der Verschärfung des Sexualstrafrechts vom 21. Januar 2015 ist es unter Berück-
sichtigung internationaler Vorgaben zum Sexualstrafrecht zu einer Gesetzesnovelle 
gekommen, die versucht den Erwerb, Handel und Besitz von kinder- und jugendpor-
nografischem Material weiter einzuschränken. Maßgeblich einer Änderung unterzo-
gen wurde §201a StGB, der das Recht am eigenen Bild schützt. Er ist Ausfluss des all-
gemeinen Persönlichkeitsrechts, das allen Bürgern1 zugutekommt. Vordergründig soll 
es mit der Verschärfung zu einem erhöhten Schutz vor unbefugten Nacktaufnahmen 
Minderjähriger zu kommerziellen Zwecken kommen. Eltern und deren Privatbesitz an 
Bildern ihrer Kinder sollen sich durch dieses Gesetz, so der deutsche Justizminister, 
nicht strafbar machen.  
In der Zivilgesellschaft entwickelt sich aber ein informeller Diskurs über die Rechte 
von Kindern in digitalen Veröffentlichungen (Majica, 2015). Unsicherheiten darüber, 
inwiefern es dem Kind gegenüber rechtens ist, Bildmaterial von diesem auf sozialen 
Plattformen zu publizieren, führen dazu, dass es zu einem Thema von öffentlichem 
Interesse geworden ist. Erst kürzlich wurde auf der internationalen Messe für digitale 
Gesellschaft in Berlin über Kinder als Rechtsträger ihres eigenen Bildes diskutiert 
(re:publica, 2015). Besonders im Zeitalter der neuen Medien und einer stetigen Verdi-
gitalisierung des Alltags kommt es zu Veröffentlichungen in digitalen Netzwerken von 
Bildern auf denen Kinder abgebildet sind. Diverse Privatsphäre-Einstellungen ermögli-
chen es den Nutzern, private Inhalte vor fremden Augen zu schützen. Was aber, 
wenn unbeachtet der Privatsphäre-Einstellungen über Eltern Kinderbilder ins Internet 
gelangen? Unabhängig davon, was sich auf dem Bild befindet, bedarf es bei jedem 
Bild der Einwilligung durch die abgebildete Person. Was aber wenn diese Einwilligung 
durch die eigenen Eltern übergangen wird?  
Das Recht des Kindes am eigenen Bild ist bisher noch nicht als eigener Diskurs 
wahrgenommen worden. Da es sich aus dem Persönlichkeitsrecht ableitet und im 
Kontext des deutschen Rechtssystems ein schutzbedürftiges Recht ist, bedarf es einer 
Beobachtung der ihm zustehenden Komponenten: zum einen die Aspekte rund um 
                                                
1 Um die Lesbarkeit dieser Arbeit zu fördern, wird auf gendergerechte Schreibweise verzichtet und es 
soll unter jeder männlich formulierten Schreibweise auch der weibliche bzw. neutrale Sinn verstanden 
werden. 
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die Einsichtsfähigkeit einer Person und zum anderen die sich daraus ergebenden 
Bestimmungen rund um das Selbstbestimmungsrecht eines Minderjährigen. Diese 
Komponenten lassen sich auf die Theorien des sozialen Akteurs im Kinderrechtedis-
kurs übersetzen.  
Gemäß der UN-KRK sollten Kinder und Jugendliche bereits Träger von subjektiven 
Rechten sein. Dementsprechend sollte das zivile Recht auf Schutz der Persönlichkeit 
auch für Kinder und Jugendlichen gültig sein. Denn ein integraler Bestandteil der In-
teraktion von Gesellschaft wird durch Gesetze geregelt (Smith, 2002, S. 146) Inwiefern 
dies möglich ist, soll durch die theoretisch soziologischen Ansätze zur Kindheit unter-
sucht werden. 
 
Daraus ergibt sich die Forschungsfrage, inwiefern das Persönlichkeitsrecht und insbe-
sondere das Recht am eigenen Bild, auch Minderjährigen zukommt? Bei einer unbe-
fugten Veröffentlichung eines Bildes handelt es sich um eine Verletzung des allge-
meinen Persönlichkeitsrechts. Da dieses für alle Staatsbürger gilt, sollten auch Kinder 
und Jugendliche von diesem Recht profitieren. Es ist schließlich ein Akt der Selbstbe-
stimmung darüber zu verfügen, wer von einem ein Bild herstellen darf.  
Zur Erarbeitung eines Ergebnisses soll in einem ersten Schritt untersucht werden, wie 
effektiv die Strafrechtsveränderung tatsächlich gegen Kindesmissbrauch sind. In ei-
nem zweiten Schritt, soll dann untersucht werden, ob auch Kinder und Jugendliche 
Zugang zum Recht am eigenen Bild haben.  
 
Mit dieser Arbeit sollen die oben genannten Fragen erörtert werden. Die Erkenntnisse 
daraus können/ sollen als Denkanstoß für weiterführende Diskurse dienen.  
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Aufbau und Methodik 
 
Literaturanalyse (Kapitel 1) 
Basierend auf einer Literaturanalyse wird zuerst auf die Definition des Persönlichkeits-
rechtes im deutschen Rechtsystem eingegangen und in diesem Zusammenhang 
auch das Recht am eigenen Bild erörtert. Dafür werden die geschichtlichen Kompo-
nenten untersucht und die Bedeutung für das Individuum dargelegt.  
Rechtliche Analyse (Kapitel 2) 
In Kapitel 2 findet eine Darstellung statt, wobei die Änderungen vorgestellt und auf 
ihre tatsächliche Schutzfunktion untersucht werden. Da es sich um ein junges Gesetz 
handelt, gibt es bisher nur wenig Interpretationsmaterial. Anhand der Forschungsfra-
ge analysiere ich die Änderungen dahingehend, dass sie als Schutzmaßnahme ge-
gen den Missbrauch von Kindern zu ineffektiv ist. 
Literaturanalyse (Kapitel 3) 
Anschließend soll der eigentliche Schutzcharakter des §201a StGB, der Schutz am 
eigenen Bild, dargestellt und unter Berücksichtigung der gängigen Annahmen zur 
Einsichtsfähigkeit in den Kontext der Kinderrechte und in den Diskurs um die Kindes-
kompetenz eingebettet werden. Dafür kommt es zu einer Veranschaulichung der 
Theorien rund um die Kindeskompetenz und des Kindes als sozialer Akteur.  
Diese Arbeit beschreibt vorwiegend das Recht am eigenen Bild von Kindern und Ju-
gendlichen in Bezug zu ihren gesetzlichen Vertretern. Dazu soll zum einen auf die 
Debatte der Eltern- vs. Kinderrechte verwiesen werden und zum anderen auf die Rol-
le der Neuen Medien.  
Internationaler Vergleich (Kapitel 4) 
Abschließend folgt ein kurzer Vergleich mit der britischen Rechtsprechung zum Per-
sönlichkeitsrecht.  
Conclusio (Kapitel 5) 
Anhand der aus den vorangegangenen Kapiteln gewonnenen Informationen wird 
erörtert, inwiefern die deutsche Rechtsprechung und das deutsche Eltern-
Erziehungsrecht in Konflikt mit dem Recht am eigenen Bild von Kindern und somit mit 
deren Selbstbestimmungsrecht stehen.  
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1. Das allgemeine Persönlichkeitsrecht 
 
Das allgemeine Persönlichkeitsrecht ist gemäß Art.2 Abs. 1 i.V. m. Art. 1 Abs. 1 GG für 
jedes Individuum gültig. Es erschließt sich aus dem Wortlaut der „freien Entfaltung der 
Persönlichkeit“(Art. 2 Abs. 1 GG) und versteht den Schutz der Integrität der Persön-
lichkeit (Murswiek in Grundgesetz Kommentar, Art. 2, Rn. 59). Es umfasse verschiede-
ne Lebensbereiche des Menschen, die in unterschiedlicher Weise besonders ge-
schützt werden müssen (Osiander, 1993, S. 78). Nach Hubmann´s Sphärentheorie fal-
len unter die verschiedenen Lebensbereiche die Öffentlichkeitssphäre, die Sozial-/ 
Individualsphäre, die Privatsphäre sowie die Geheimsphäre und die Intimsphäre.  
Die Öffentlichkeitssphäre definiert sich durch einen geringen Schutz, da sich ein 
Individuum bewusst dieser zuwendet. Die Sozial-/Individualsphäre beschreibt den 
Interaktionsbereich einer Person. Darunter verstehen sich berufliche, wie auch politi-
sche oder ehrenamtliche Tätigkeiten, die nur bedingt durch das Persönlichkeitsrecht 
geschützt werden können. Die Privatsphäre genießt stärkeren Schutz, da sie grund-
sätzlich das „abgeschlossene, häusliche, private Leben des einzelnen und seines en-
geren Familienkreises“ umfasst (Osiander, 1993, S. 81). Die Geheimsphäre ist noch 
enger ausgelegt, da sie die Gedanken, Momente und Aufzeichnungen, die eine Per-
son geheim halten will, betrifft. Ein klares Merkmal muss hier der offensichtliche Wille 
sein, etwas geheim halten zu wollen. Größter Schutz kommt der Intimsphäre zu, da sie 
Bereiche definiert, die nur die nahestehenden Personen eines Abgebildeten betref-
fen und die selbst vor familiären Bezugspersonen geheim gehalten werden können. 
Dazu gehören das Sexualleben, Krankheit und Tod (Osiander, 1993, S. 78 ff.).  
Neben dem Schutz der verschiedenen Lebensbereiche, schützt das allgemeine 
Persönlichkeitsrecht außerdem das Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Piltz, 
2013, S. 143), das Recht auf Selbstbestimmung und die sich daraus ergebende 
Selbstdarstellung in der Öffentlichkeit (Murswiek in Grundgesetz Kommentar, Art. 2, 
Rn. 71). Dazu gehört als besonderes Persönlichkeitsrecht, das Recht am eigenen Bild 
(Helle, 1991). 
1.1. Das Recht am eigenen Bild 
1.1.1. Zur Geschichte des Rechts am eigenen Bild 
Bereits vor der Einführung eines strafrechtlichen Paragrafen zum Schutz des Rechts 
am eigenen Bild wurde über das Recht, jede Veröffentlichung ohne Zustimmung 
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verbieten zu dürfen, diskutiert (Kächele, 2006, S. 27). Unter den Pionieren dieses Ge-
dankenansatzes findet sich Rietschel, der den Inhalt des Rechts am eigenen Bild als 
subjektives Recht anhand der Interessen der abgebildeten Person untersuchte 
(Temuulen, 2006, S. 22). Aus den Diskussionen ergab sich, dass das Bild als Identitäts-
merkmal ausgelegt werden kann und durch seine Verwendung in der Öffentlichkeit 
den Persönlichkeitsschutz verletze (ebd.). Ein Bild nach §22 KunstUrhG setzt die Er-
kennbarkeit des Abgebildeten voraus. Darunter fallen demnach auch Fotografien 
und Videoaufnahmen (Müller-Riemenschneider, 2013, p. 37). Nach Urteil des BGH 
kann eine Fotografie  
 
„gegenüber der Berichterstattung durch Wort, Druck oder Schrift einen ungleich stär-
keren Eingriff in die persönliche Sphäre bedeuten, wenn jemand das Erscheinungs-
bild einer Person in einer Lichtbildaufnahme oder einem Film fixiert, es sich so verfüg-
bar macht und der Allgemeinheit vorführt“ (BHG, VI ZR 268/64, 1966, Rn. 32). 
 
Die technologischen Entwicklungen der letzten Jahre trieben die Debatte um einen 
strafrechtlichen Schutz am eigenen Bild zusätzlich voran (Valerius in Leipziger Kom-
mentar §201a Rn. 1) und führten 2004 zur Verabschiedung des §201a StGB.  
1.1.1.1. Kunsturhebergesetz 
Zuvor wurde das Recht am eigenen Bild nur durch die §§22, 33 KunstUrhG definiert 
und geschützt. Es regelt in §22 KunstUrhG die Bestimmungen zum Erstellen eines Bild-
nisses und dessen Weiterverarbeitung, wonach nur unter Einwilligung des Dargestell-
ten eine Weitergabe rechtmäßig ist. Maßgebliches Kriterium des Bildbegriffs ist die 
Erkennbarkeit der abgebildeten Person. Wenn jedoch Bildnisse nach §23 KunstUrhG 
entstehen, die das Zeitgeschehen darstellen oder einem höheren Interesse der Kunst 
dienen, bedürfe es keiner weiteren Einwilligung des Dargestellten (Helle, 1991, S. 139). 
§33 KunstUrhG regelt die Strafbarkeit bei Verstößen gegen §22 KunstUrhG. Demnach 
kommt es zu einem Verstoß, wenn ohne Einwilligung eine Verbreitung und öffentliche 
Zurschaustellung des Bildnisses gegenüber einem unbegrenzten Personenkreis er-
möglicht wird (Valerius in Leipziger Kommentar §201a Rn. 1). Das kann mit bis zu ei-
nem Jahr Freiheitsstrafe bzw. Geldstrafe geahndet werden.  
Allerdings spielt dies in der Praxis nur bedingt eine Rolle, da es als absolutes An-
tragsdelikt nur auf Antrag verfolgbar ist. Es käme hier zu einer verringerten Klagerhe-
bung, da es sich um ein Delikt handelt, dass durch eine Privatperson denunziert wür-
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de und nicht, wie üblich, durch den Staatsanwalt2. Der Kläger trage hier das volle 
Kostenrisiko (Hengst, 2012, S. 60). Dadurch käme es zu einer Entkriminalisierung (ebd.). 
Nicht in §§22, 33 KunstUrhG verankert, sind die rechtswidrige Herstellung und Ver-
wertung sofern Anfertigung oder Verwertung ohne den Willen des Abgebildeten voll-
zogen wurden (Müller-Riemenschneider, 2013, S. 42).  
 
1.1.2. Einführung §201a StGB 
Um dem Umstand Rechnung zu tragen, dass das Persönlichkeitsrecht nur dann ver-
letzt wird, wenn eine unbefugte Veröffentlichung vorliegt, sollte der §201a StGB das 
besondere Persönlichkeitsrecht am eigenen Bild stärker in den Fokus rücken und 
schützen (Valerius in Leipziger Kommentar §201a Rn. 1). §201a StGB zolle dem be-
sonderen Persönlichkeitsrecht des Rechts am eigenen Bild besondere Aufmerksam-
keit, da bisher das Urheberrecht des Bildschöpfers eher geschützt wurde, als das 
„immaterielle gedankliche Gebilde, das mit dem Auge wahrnehmbare Erschei-
nungsbild“ (Müller-Riemenschneider, 2013, S. 34), also die abgebildete Person. In Fäl-
len der Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts kommt es zu einer Interes-
senabwägung im Einzelfall und es bedarf der Konkretisierung und Abgrenzung 
(Temuulen, 2006). Durch §201a StGB soll dem Abgebildeten das Recht gegeben 
werden, ausschließlich selbst darüber zu entscheiden, ob und in welcher Weise sein 
Abbild der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wird (Müller-Riemenschneider, 2013, S. 
32) und ob eine Aufnahme überhaupt gemacht werden darf. Schutzobjekt dieses 
Rechts sei daher das Selbstbestimmungsrecht des Abgebildeten (Hengst, 2012, S. 49 
ff.). Des Weiteren soll es den „höchstpersönliche[n] Lebensbereich“ schützen. Zu-
sammenfassend lässt sich festhalten, dass das Persönlichkeitsrecht im Prinzip für jede 
natürliche Person gilt.  
Bevor der Diskurs um dieses Recht für Minderjährige behandelt wird, soll auf die 
Änderungen des §201a StGB eingegangen werden, um diese auf ihre Schutzfunktion 
hin zu untersuchen. 
  
                                                
2 Privatklagedelikt nach §374 Abs. 1 Nr. 8 StPO 
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2. §201a StGB und seine Änderungen 
 
Der Kinder- und Jugendschutz fällt in Deutschland unter das JuSchG, das StGB, den 
JMStV sowie das KKG (Urban, 2013, S. 484). Mit den §§ 176 und 184 StGB werden kla-
re Straftatbestände zum (schweren) sexuellen Missbrauch von Kindern und zur Ver-
breitung pornografischer Schriften geregelt. Gemäß den Entschlüssen der Lanzarote-
Konvention3, der Istanbul-Konvention4 und der Richtlinie 2011/93/EU5 des Europarates 
soll es mit der Änderung des deutschen Strafgesetzbuches zu einem verbesserten 
 
 „Schutz des allgemeinen Persönlichkeitsrechtes gegen Herstellung, Weitergabe und 
Verbreitung bloßstellender Bildaufnahmen sowie Bildaufnahmen unbekleideter Per-
sonen, namentlich Kindern, bei denen solche Bildaufnahmen auch zu sexuellen 
Zwecken hergestellt oder verbreitet“ (Referentenentwurf BMJV, 2014, S. 2)  
 
werden können, kommen. Seit Inkrafttreten der Gesetzesänderung am 21. Januar 
2015 wird bestraft, wer unbefugt ein Bildnis einer anderen Person, das ihrem Ansehen 
schaden kann, einer dritten Person zugänglich machen sowie(Kapitel 2.4.) ein Bildnis 
zu kommerziellen Zwecken herstellt, verbreitet oder konsumiert auf denen eine min-
derjährige Person nackt dargestellt wird, aber keine sexuellen Handlungen vollzogen 
wird (Kapitel 2.3.) (BT, 2015). Dadurch soll zum einen das vermehrte Aufkommen von 
Cybermobbing eingedämmt werden und zum anderen Kinder und Jugendliche vor 
unbefugt aufgenommenen Nacktaufnahmen geschützt werden (Referentenentwurf 
BMJV, 2014, S. 47). Denn besonders zu schützen seien Kinder davor, dass unbefugt 
oder befugt von ihnen hergestellte Bildaufnahmen zu vorwiegend sexuellen Zwecken 
einer anderen Person zugänglich gemacht bzw. verbreitet würden (ebda.). 
Hinzu kommen Forderungen des UN-Ausschusses über die Rechte des Kindes be-
züglich einer gesetzlichen Grundlage für den Posten des Unabhängigen Beauftrag-
ten der Bundesregierung zur Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs und einer stär-
keren Finanzierung von Präventionsprogrammen gegen sexuelle Gewalt sowie Bera-
                                                
3 Übereinkommen des Europarats zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und se-
xuellem Missbrauch, 2007, Ratifiziert am 25. Oktober 2007, GE 140915, 2014, S.1 
4 Übereinkommen des Europarates zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frau-
en und häusliche Gewalt, 2014 
5 Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 zur Bekämp-
fung des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der Kinder-
pornografie sowie zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2004/68/JI des Rates. 
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tungs- und Therapieangeboten (UN-ARK, 2014, S. 8 D 35. b,c,e). Mit der Ratifikation 
des 2. Fakultativprotokolls6 der KRK betreffend den Kinderhandel, Kinderprostitution 
und Kinderpornografie engagiert sich Deutschland im Kampf gegen den Missbrauch 
von Kindern.  
Dennoch werden weitere Forderungen nach einem gezielteren Schutz von Kin-
dern vor Ausbeutung und Missbrauch im Rahmen der Herstellung und Verbreitung 
von kinderpornografischen- und sogenannten Posingbildern7 laut (Hanke, 2014). Por-
nografie im Internet und dessen einfache Replikation stünden stark in Kritik wissen-
schaftlicher Diskurse, betrachte man die geringe Kontrolle über die Verbreitung von 
in Deutschland illegaler harter Pornografie, worunter auch kinder- und jugendporno-
grafisches Material falle (Döring, 2013, S. 267). Zusätzlich konnte in den letzten Jahren 
ein stetig wachsender Markt an Posingbildern (Gajevic, 2014) und eine Tendenz hin 
zum vermehrten Einstellen dieser Bilder ins Netz konstatiert werden (Rath, 2014). Au-
ßerdem würde in den letzten Jahren das Phänomen des Cybermobbings immer po-
pulärer. Dabei käme es unter anderem zu erniedrigenden und teilweise sexuellen 
Darstellungen, die dann im Internet auf sozialen Netzwerken verbreitet würden 
(Reum, 2014, S. 54).  
 
Die Überlegung der Änderung des Strafgesetzbuches kam im Zuge der Edathy-
Affäre im Jahr 2014. Ausgangspunkt dieser Affäre war, dass der deutsche SPD Politi-
ker Sebastian Edathy von der kanadischen Firma Azov Bildmaterial mit unbekleideten 
Minderjährigen bestellte (Gajevic, 2014). Edathy berief sich darauf zurück, dass auf 
dem von ihm erstandenen Material keine sexuellen Handlungen gemäß der Definiti-
on von Kinderpornografie abgebildet wären und demnach auch kein Straftatbe-
stand vorläge(ebd.). Um den Forderungen nachzukommen, die Herstellung von Bild-
nissen zu bestrafen, die potentiell als Material für pedo- bzw. hebephilen Menschen 
dienen könnten, wurde im September ein erster Gesetzesentwurf zur Verschärfung 
des StGB vorgelegt (BR, 2014). In diesem kam es unter anderem zu einer Umformulie-
rung des §184 StGB zur Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornografischer Schrif-
ten, sowie des §201a StGB bezüglich der Verletzung des höchstpersönlichen Lebens-
bereiches durch Bildaufnahmen. Diese Änderungen wurden begrüßt, haben sie 
                                                
6 Ratifiziert am 2009, CRC/C/DEU/CO/3-4 
7 Spürck/Erdemir in Nikles u.a. Jugendschutzrecht 2011, S. 158: Posen bezeichnen eine Körper-
haltung, die einen pädosexuellen dazu auffordern könnten, mit der dargestellten Person eine 
sexuelle Handlung einzugehen. 
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doch das Wohl des Kindes als Grundgedanken. Hanke (2014) vertritt zudem die Mei-
nung, dass diese Regelungen  zum Handel mit Nacktfotos zumindest Teilbereiche des 
Austausches und der Verbreitung abdecken würden, wobei es aber einer rechtssi-
cheren Definition des verbotenen Materials bedarf, „um die Kunst- und Meinungsfrei-
heit nicht zu verletzen“. Zudem würde in der breiten öffentlichen Debatte nicht zwi-
schen Kindesmissbrauch und Kinderpornografie unterschieden, da es sich um ein 
sehr emotional aufgeladenes Thema handele und Differenzierungen hier oft nicht 
gebilligt würden (Henschke, 2012, S. 87). Da es im Verständnis des §201a StGB auch 
zu Bildmaterial kommen kann, das nicht der Definition von Kinderpornografie ent-
spricht (Nikles, Roll, Spürck, Erdemir, & Gutknecht, 2011) aber durchaus als solches 
bestimmt werden könnte, müssen diese Gesetzesänderungen (§§184, 201a StGB) 
differenziert betrachtet werden, um gewisse Straftatbestände nicht unnötig auszu-
weiten. Es würden hier Nacktbilder von Kindern und Jugendlichen unter Strafe ge-
stellt, die nicht pornografisch sind, die aber möglicherweise unter Verletzung der Per-
sönlichkeit entstanden seien, wenn keine Einwilligung eingeholt wurde (Gajevic, 
2014). 
2.1. §201a StGB - Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbe-
reichs durch Bildaufnahmen 
 
Der 15. Abschnitt des Strafgesetzbuches regelt maßgeblich den Schutz des allgemei-
nen Persönlichkeitsrechts, welches als übergeordnetes Rechtsgut definiert ist (Hengst, 
2012, S. 93). §201a StGB ergänzt §201 StGB (den Schutz des gesprochenen Wortes) 
um den Schutz des Rechts am eigenen Bild(Valerius in Leipziger Kommentar, §201a, 
Rn. 1). In §201a StGB ist das Tatobjekt das aufgenommene Bild einer anderen Person, 
wobei diese Person noch leben muss (Gertzen, 2009, S. 148). Die Tathandlung ist hier, 
im Gegensatz zum §33 KunstUrhG, bereits die „Bildaufnahme“ einer anderen Person 
(Hengst, 2012, S. 93ff.). Unter einer Aufnahme wird eine analoge oder digitale Fixie-
rung des Bildes im Sinne einer Verkörperung eines visuell erfassbaren Abbildes eines 
Momentzustandes, also Foto-, Video- und Filmaufnahmen, nicht aber Zeichnungen 
verstanden.  
2.1.1. Schutzfunktion 
Die Änderungen sollen insbesondere dem Schutz von Kindern vor unbefugten Bild- 
und Nacktaufnahmen durch Dritte im Kontext der Debatte um das Erstellen von kin-
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der- und jugendpornografischem Material nach §§184b, 184c StGB dienen. Durch 
die Gesetzesänderung würde versucht, das Geschäft mit dem Körper nackter Kinder 
einzudämmen und die Verbreitung von erniedrigenden Abbildungen zu unterbinden 
(BT, 2014, S. 4933 C). Zudem ist mit diesem Gesetz bereits das „Herstellen“ bestimmten 
Materials unter den oben genannten Voraussetzungen gesetzeswidrig. Unter „Her-
stellen“ werden Handlungen erfasst, mit denen Bildaufnahmen auf einem Bild- oder 
Datenträger abgespeichert würden (Gertzen, 2009).  
2.1.1.1. Bisheriger Schutz 
Im bisherigen Text war Schutz vor unbefugt aufgenommen Bildern lediglich in Woh-
nungen bzw. im „gegen Einblicke besonders geschützten Raum“ gegeben (Valerius 
in Leipziger Kommentar, 2010, 1392). Darunter verstünde sich eine Schultoilette, eine 
Umkleidekabine oder aber auch ein Hotel- oder Gästezimmer (Kächele, 2006). Ge-
schützt seien nach Flechsig (2004) auch  „nicht-Wände-beinhaltende Räume“, wie 
gegen Einsicht schützende Röcke. Allerdings käme es dabei zu einer ausufernden 
Wirkung des Raum-Begriffs, der dem Wortsinn nach §201a StGB nicht mehr entspre-
chen würde (Hengst, 2012, S. 101).  
Auch strafbar war, wer befugte Darstellungen „wissentlich unbefugt einer dritten 
Person zugänglich macht und dadurch den höchstpersönlichen Lebensbereich der 
abgebildeten Person verletzt“ (vgl. Valerius, 2010: 1392). Die Verletzung des höchst-
persönlichen Lebensbereiches ist somit der Taterfolg dieses Strafgesetzes (Gertzen, 
2009). Zusätzlich wurde geregelt, dass das verwendete Material nach §74a StGB zur 
Tatgegenstandsprüfung eingezogen werden kann.  
Den genannten Straftatbeständen übergeordnet sind Handlungen höheren Inte-
resses (u.a. der Kunst, der Wissenschaft, der Forschung aber auch der Berichterstat-
tung über Vorgänge des Zeitgeschehens) (Kächele, 2006). Diese machen eine Veröf-
fentlichung möglich. 
Es soll nun im Einzelnen auf die Änderungen des §201a StGB eingegangen wer-
den, um sie auf ihre Zweckmäßigkeit hin zu untersuchen und sie dann in den Kontext 
des Rechts am eigenen Bild für Kinder zu bringen. 
2.2. §201a Abs. 1 Nr. 2 
[…] 2. eine Bildaufnahme, die die Hilflosigkeit einer anderen Person zur Schau stellt, unbefugt 
herstellt oder überträgt und dadurch den höchstpersönlichen Lebensbereich der abgebilde-
ten Person verletzt […] 
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Zuvor gab es bildnisrechtlichen Schutz nur, wenn die Aufnahme in einer „Woh-
nung“ oder einem „besonders vor Einblicken geschützten Raum“ unbefugt herge-
stellt wurde. Damit wurde aber nicht dem Umstand Rechnung getragen, dass eben 
auch jene Bildnisse, die außerhalb dieses geschützten Raumes hergestellt wurden, 
dem Ansehen einer Person erheblich schaden und somit den höchstpersönlichen 
Lebensbereich der abgebildeten Person verletzen können. Unter dem „höchstper-
sönlichen Lebensbereich“ fallen nach der Gesetzesbegründung von 2004 Bereiche, 
die der „privaten Lebensgestaltung“ unterliegen (BT, 2004, S. 5). Darunter wird gemäß 
dem Urteil des BVerfG auch die  Intimsphäre (Kapitel 1.1.) verstanden (ebd.). Aus 
den Anmerkungen des Referentenentwurfes des BMJV (2014) zum vorliegenden 
Strafgesetz lässt sich entnehmen, dass es sich bei diesem Absatz um einen Schutz vor 
Cybermobbing handeln soll.  
2.2.1. Exkurs: Cybermobbing 
Besonders beim Cybermobbing werden Bildaufnahmen nach dem Tatbestand 
§201a Abs. 2 StGB hergestellt, die die Hilflosigkeit einer Person zur Schau stellen und 
somit dem Ansehen schaden können. Nach Womerath (2006) bezeichnet Mobbing 
einen 
 
 „Geschehensprozess […] in dem destruktive Handlungen unterschiedlicher Art wie-
derholt und über einen längeren Zeitraum gegen Einzelne vorgenommen werden, 
welche von den Betroffenen als eine Beeinträchtigung und Verletzung ihrer Person 
empfunden werden“ (Womerath, 2007, S. 22).  
 
Cybermobbing bedeute eine erweiterte Form des Mobbings, welche sich auf das 
Internet verlagere (Rihaczek, 2014). Es bediene sich überwiegend der Bild- und Vi-
deoaufnahmen und sei vermehrt in sozialen Netzwerken vertreten (Reum, 2014, S. 
54). Dabei käme es zu Bildmaterial, das vom Straftatbestand nach § 33 KunstUrhG 
nicht erfasst werden kann, da dort nur von „Bildnissen“, nicht aber von „Bildaufnah-
men“, so wie es im §201a festgelegt ist, gesprochen würde (Valerius in Leipziger 
Kommentar, §201a, Rn. 9). §201a umfasst daher Reproduktionen, die durch ein tech-
nisches Mittel aufgenommen wurden (ebd.). In diese Definition eingeschlossen sind 
auch digitale Kameras, wie sie mittlerweile in jedem Smartphone Standard sind. Ge-
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mäß der JIM-Studie8 2014, verfügen rund 88% der befragten Jugendlichen zwischen 
12 und 19 Jahren über ein Smartphone und könnten somit potentielle Täter sein. Des 
Weiteren konnte die JIM -Studie (2014) zeigen, dass es im Vergleich zum Jahr 2013 zu 
einem Anstieg der Betroffenen durch Mobbing über Handy und Internet von 32% auf 
38% gekommen ist und stetig ansteige. Folgt man den Ergebnissen der Studie, ist es 
notwendig einen rechtlichen Schutz für Opfer von Cybermobbing einzurichten. Die-
ser muss sich jedoch auch den psychischen Umstand eines Opfers bewusst machen.  
2.2.1.1. Inhaltliche Konflikte 
Um einen umfassenden Schutz von Kindern und Jugendlichen vor Cybermobbing zu 
gewährleisten, müsste es zu einer klarer definierten Umsetzung des Problems im Straf-
recht kommen. Zum Schutz von Mobbing-Opfern hat das deutsche Strafrechtsystem 
neben dem JuSchG, JMStV und dem TMG folgende Dispositionen vorgesehen: §§ 
185, 186, 187, 194, 201, 223, 225 sowie 240 und 241 StGB (Annex I) und nun auch § 
201a StGB. Gutknecht et al. (2010) sind der Ansicht, dass diese aufgrund der großen 
Bedeutung der Neuen Medien, sowie der schweren Beseitigung solchen Bildmaterials 
aus dem Internet notwendig seien. Allerdings ist eine Verurteilung nur auf Strafantrag 
durch den Verletzten nach §205 StGB möglich (Schünemann in Leipziger Kommentar 
§205 Rn. 4). Dadurch kommt es im Fall einer Mobbing-Situation oftmals zu einer er-
neuten Viktimisierung, nach der das Opfer einer solchen Tat wiederholt in den Mittel-
punkt der Ereignisse und seinen Peinigern kommt. Besonders in Strafrechtsprozessen 
mit Minderjährigen sollte auf solch ein Verfahren verzichtet werden. 
Ein weiteres Problem stellt sich bei der Fahndung der Täter. Mobbing fände über-
wiegend in digitalen Welten statt und es bedürfe nicht mehr dem persönlichen Ge-
genübertreten von Opfer und Täter (Leffler, 2012). Das fotofähige Smartphone ist 
nach §201a StGB die Tatwaffe, da durch dieses bereits das Herstellen eines Bildes 
einer anderen Person möglich ist, so Leffler weiter. Anhand von digitalem Bildmateri-
al, das oft auch manipuliert werde (Katzer, 2014),  komme es zu einem zunehmend 
anonymen Verletzen des höchstpersönlichen Lebensbereiches und zu Bildaufnah-
men, die dem Ansehen der abgebildeten Person schaden können. Dem Umstand 
dieser Sachlage - dem Verbildlichen und Veröffentlichen von persönlichkeitsbeein-
trächtigenden Situationen - soll §201a Abs. 2 StGB Rechnung tragen.  
                                                
8 JIM-Studie, telefonische Studie mit 1.200 Teilnehmer zw. 12 und 19 Jahren, Deutschland 
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Da es sich beim Cybermobbing um anonyme Taten im Internet und in sozialen 
Netzwerken handele, könne eine Tat oft nur schwer bewiesen werden(ebd.). Zur Re-
chenschaft gezogen werden, könnten in solchen Fällen die Content- oder Hosting-
provider, welche durch das TMG geregelt werden (Reum, 2014, S. 163 ff.). Diese 
schützen jedoch nicht den höchstpersönlichen Lebensbereich des Opfers. Dass es 
sich bei Mobbing um eine starke Verletzung der Psyche handele, die in besonders 
devianten Fällen zum Suizid führen kann (Katzer, 2014), berücksichtigt das Strafrecht 
noch nicht. 
2.2.1.2. Zwischenfazit 
Das Recht am eigenen Bild ist Teil des allgemeinen Persönlichkeitsrechts und ist somit 
geschützt. Im Falle des Schutzes von Personen vor Cybermobbing kann die Verschär-
fung des §201a StGB jedoch nur als symbolpolitische Handlung angesehen werden. 
Auf Bundesebene sollte es um Präventionsmaßnahmen gehen, die bereits im Vorfeld 
greifen und nicht erst im Nachhinein. Solche Präventionsmaßnahmen sollten im schu-
lischen Umfeld frühzeitig eingesetzt werden, um Schüler für diese Thematik zu sensibili-
sieren und potentielle Täter vor solchen Strafhandlungen zu bewahren (Bündnis 90/ 
Die Grünen, 2014). Ein solches Programm könnte bspw. das evidenzbasierte Schul-
programm „Medienhelden“9 sein, dass anhand kognitiv-behavioraler Methoden ein 
Bewusstsein für diese Thematik schafft und in das Schulprogramm eingebettet wird 
(Ittel, Müller, Pfetsch, & Walk, 2014, S. 1). Zudem muss es eine niedrigschwellige Be-
schwerde- bzw. Beratungs- und Konsultationsstelle auf kommunaler und lokaler Ebe-
ne geben, die es Kindern und Jugendlichen ermöglicht, sowohl rechtliche als auch 
psychologische Unterstützung zu erhalten. Der UN-ARK hat in seiner abschließenden 
Bemerkung Ziffer 40 zum vorliegenden Bericht Deutschlands (2014) angemerkt, dass 
der Schutz des Kindes im schulischen Umfeld und besonders vor zunehmenden Cy-
bermobbing noch Mängel aufweise und daher ausgebaut werden müsse. Darunter 
wird zudem eine Fachkräfteförderung (Lehrpersonal und Personen aus dem Sozial-
wesen) verstanden, um für solche Verletzungen zu sensibilisieren (UN-ARK, 2014, S. 9 D 
41. c)  
Abschließend ist zu sagen, dass es sich bei dieser Neueinführung des Gesetzes 
zwar um eine Bemühung hin zum persönlichkeitsrechtlichen Schutz handelt. Diese 
                                                
9 Medienhelden-Programm, 2012, Schultze-Krumbholtz, Scheithauer, Zagorscak & Sieben-
brock 
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greift aber erst, wenn eine Situation, in der es zu einer Darstellung von Hilfslosigkeit 
oder der Schädigung des Ansehens kommen kann, bereits eingetreten ist. Einerseits 
kann es daher als Mahnung an all jene gelten, die vorhaben, solch ein Material her-
zustellen, da dies mit diesem Gesetz de facto unter Strafe steht. Andererseits geht 
das Strafrecht damit zu weit, denn somit könnte sich jede Person, die ein fotofähiges 
Telefon besitzt, strafbar machen.  
2.3. §201a Abs. 3 Nr. 1 und 2 
[…] (3) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer eine Bild-
aufnahme, die die Nacktheit einer anderen Person unter achtzehn Jahren zum Gegenstand 
hat,  
1. herstellt oder anbietet, um sie einer dritten Person gegen Entgelt zu verschaffen, oder 
2. sich oder einer dritten Person gegen Entgelt verschafft. […] 
 
Damit sollen die Aufnahme, die Vermittlung und die Beschaffung von Bildaufnah-
men, welche die Nacktheit Minderjähriger zu kommerziellen Zwecken zum Gegen-
stand haben, bestraft werden. Da bis zum jetzigen Zeitpunkt die Herstellung und Ver-
breitung von Bildmaterial unbekleideter Minderjähriger nach §201a StGB lediglich 
dann strafbar war, wenn sie sich bei der Herstellung in einer Wohnung oder einem 
gegen Einblicke besonders geschütztem Raum befanden, wurde dieser Tatbestand 
um die Einführung dieses neuen Abschnittes erweitert (Referentenentwurf BMJV, 
2014, S. 22). Dadurch sollen Personen davor abgeschreckt werden, Bilder zu kommer-
ziellen Zwecken herzustellen, welche eine nackte Person unter 18 Jahren zum Objekt 
haben. Außerdem sollen Personen bestraft werden, die sich versuchen dieses Mate-
rial zu beschaffen oder zu kommerziellen Zwecken zu verbreiten versuchen. Dieser 
Abschnitt ist Resultat der Debatte um die Edathy-Affäre. Edathy hatte sich 2014 
durch die Beschaffung von Bildmaterial, auf denen sich nackte bzw. teilweise nackte 
Minderjährige wiederfanden, noch nicht strafbar machen können. Denn laut Defini-
tion des Strafgesetzbuches ist eine Schrift kinder- bzw. jugendpornografisch, wenn sie 
Aspekte nach §§184 b und 184c aufweist. 
2.3.1. §184b und c StGB 
In §§184b, 184c StGB ist mit der Änderung vom 21. Januar 2015 ein neuer Absatz ein-
gefügt worden, der die Herstellung einer Wiedergabe von „ganz oder teilweise un-
bekleideten Kindern in unnatürlich geschlechtsbetonter Haltung“ (§§ 184b Abs. 1 b 
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und 184c Abs. 1 b StGB) von Kindern10 mit bis zu fünf Jahren verurteilt. Im Falle Ju-
gendlicher11 werden Täter mit bis zu drei Jahren Freiheitsstrafe verurteilt. Dabei han-
delt es sich um sogenannte Posingbilder (Kapitel 2.). Diese könnten als „Appetizer“ 
für Pedosexuelle dienen und somit das Vorfeld der Pornografie bilden 
(Jugendschutz.net, 2013, S. 10). Dennoch werden Straftatbestände erweitert, die der 
Definition von Kinderpornografie gemäß Art. 20 der Lanzarote Konvention nicht klar 
entsprechen, wonach 
 
 „jedes Material mit der bildlichen Darstellung eines Kindes bei wirklichen oder simu-
lierten eindeutig sexuellen Handlungen oder jede Abbildung der Geschlechtsteile 
eines Kindes zu vorwiegend sexuellen Zwecken“ (Lanzarote Konvention, Art. 20) 
 
kinderpornografisch ist. Durch die Änderung ist nun ohne Zweifel strafbar, wer Bilder 
besitzt, welche die Nacktheit von Minderjährigen zum Objekt haben.  
 
2.3.2. Einwilligung 
Bereits vor der Einführung des §201a StGB galten Nackt- oder Oben-ohne-
Aufnahmen, deren Veröffentlichung ohne Zustimmung geschah, in der Rechtspre-
chung als besonders schwere Beeinträchtigungen des Persönlichkeitsrechts  
(Osiander, 1993, S. 168). Allerdings ist in §201a StGB nicht die Rede von der Einwilli-
gung der minderjährigen Person, so wie es in den Abschnitten davor geregelt ist. Es 
fehlt der Begriff „unbefugt hergestellt“, welchem vorausgeht, dass es zu keiner Einwil-
ligung gekommen ist. Dieser Umstand kann dazu führen, dass das Selbstbestim-
mungsrecht eines älteren Jugendlichen untergraben wird, der eventuell seine Zu-
stimmung in die Aufnahme gegeben hat. Während in §§184b und c StGB die Herstel-
lung eines teilweise bzw. ganz nackten Kindes verboten ist, ohne dass dieser Akt ein 
wirtschaftliches Ziel hat, ist in §201a Abs. 1 Nr. 1 und 2 StGB geregelt, dass sowohl bei 
der Herstellung und dem Anbieten von solchem Material, als auch bei der Beschaf-
fung eine entgeltliche Komponente vorhanden sein muss. Prinzipiell ist es möglich, 
Nacktbilder zu kommerziellen Zwecken unter Einwilligung des Dargestellten herzustel-
                                                
10 Roll in Jugendschutz Kommentar, S. 40, JuSchG §1Abs.1 Nr.2 : Kind ist, wer das 14. Lebens-
jahr noch nicht beendet hat. 
 
11 Roll in Jugendschutz Kommentar, S. 40, JuSchG §1Abs.1 Nr.3: Jugendlich ist, wer das 14. 
Lebensjahr vollendet und das 18. Lebensjahr noch nicht überschritten hat 
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len. Sexuelle Arbeit von Minderjährigen und auch der Verkauf von pornografischem 
Material ist jedoch nach der JArbSchSittV nicht erlaubt (Gutknecht/ Nikles/ Roll in 
Jugendschutzrecht, Weitere Bestimmungen zum Jugendschutz Rn. 32). 
2.3.3. Strafantrag 
Auch bei §201a Abs. 3 Nr. 2 StGB muss nach §205 StGB ein Strafantrag durch die ver-
letzte Person bzw. im Falle dessen Todes durch einen Angehörigen gestellt werden 
muss. Wenn man aber dem Wortlaut folgt, so kann ein Strafantrag in diesem Fall nur 
erschwert durch die verletzte Person gestellt werden. Dafür müsste zum einen her-
ausgefunden werden, dass eine Aufnahme nach den oben genannten Kriterien ent-
standen ist und zum anderen müsste festgestellt werden, wer sich diese Aufnahme 
verschafft hat oder anderen zu verschaffen versucht. Durch wen herausgefunden 
werden soll, wer sich dieses Material zu verschaffen versucht und somit geahndet 
werden kann, ist hier nicht weiter geklärt. Es ist davon auszugehen, dass Opfer sol-
cher Aufnahmen in den meisten Fällen nicht wissen, wer sich versucht dieses Material 
zu beschaffen und somit nur Anzeige gegen Unbekannt stellen können. Hinzu kommt 
die hohe Verbreitung von solchem Material über das Internet, die nur schwer zu 
ahnden ist. Inwiefern es sich bei der Gesetzesverschärfung um eine effektive Maß-
nahme gegen die Verletzung von Rechten von Kindern handelt, lässt sich bis zum 
jetzigen Zeitpunkt noch nicht ausmachen, da noch keine Fälle vorliegen, in denen 
dieses Gesetz zum Tragen hätte kommen können. 
 Es gibt Organisationen12, die sich mit der Aufdeckung und Löschung von solchen 
Inhalten, in erster Linie im Internet, beschäftigen. Doch kommt es bei einer Löschung 
von besagten Inhalten im Internet nicht zu einer Identifizierung des Täters. Besonders 
im Web 2.0, in dem Dateien sowohl hoch- als auch heruntergeladen werden kön-
nen, gibt es zwar Schutzprogramme, die erfolgreich gegen Pornografie vorgehen, 
die aber bei anderen Angeboten (Posing, Darstellung von nackten Minderjährigen 
ohne sexuellen Handlungsbezug) nicht greifen (Jugendschutz.net, 2013, S. 13). Bei 
dem Austausch von solchem Material, würden sog. „Pass-through-Services“ genutzt, 
welche die Serverstandorte des Anbieters verschleiern und somit die Ermittlungen in 
solchen Verfahren erschweren (ebd.). Hinzukomme, dass die meisten Nutzer solcher 
Bildmaterialien über spezifische Tauschbörsen verfügten, bei denen es zu keiner Zwi-
schenspeicherung auf den Servern komme und eine Fahndung zusätzlich erschwere 
                                                
12 Beispielsweise: White-IT; jugendschutz.net 
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(Steffes-enn, 2010). Die sich daraus ergebende Datenmenge sei nur schwer zu kon-
trollieren und einfache Schutzfilter reichten hier nicht aus (Jugendschutz.net, 2013, S. 
13). Aufgrund der hohen Datenmenge und der Unterfinanzierung der zuständigen 
Behörden bedürfe es einer Finanzierung der beteiligten Parteien durch die Bundes-
länder und Kommunen (Bündnis 90/ Die Grünen, 2014), um Vergehen nach §201a 
Abs. 3 StGB zu verfolgen. So sieht auch Hanke (2014) die Notwendigkeit der personel-
len und finanziellen Förderung der Strafverfolgungsbehörden, um eine effektive 
Maßnahme gegen Kindesmissbrauch in die Wege zu leiten.  
2.3.4. Entgeltlich 
Problematisch ist die Auslegung der Formulierung „entgeltlich“. Das korreliert mit der 
Annahme, dass es demnach nicht strafrechtlich relevant sei, wenn eine solche Auf-
nahme unentgeltlich hergestellt würde. Allerdings kann es auch in einem unentgeltli-
chen Rahmen zur Herstellung von Bildmaterial kommen, das dem Ansehen der dar-
gestellten Person erheblich schadet. 
2.3.5. Zwischenfazit 
In § 201 a Abs. 3 StGB fehlt es an klaren Definitionen der erlaubten Abbildungen. Da-
bei kann von einem Delikt nach §§184c Abs. 1 Nr. 1b, 184b Abs. 1 Nr. 1b StGB die 
Rede sein oder aber einer einfachen Aufnahme eines nackten Kindes am Strand. 
Denn es ist nicht näher vermerkt, dass sich das Kind oder der Jugendliche dabei in 
einer Wohnung oder einem gegen Einsicht geschützten Raum befinden muss. Und 
ob eine Aufnahme zu kommerziellen Zwecken genutzt wird, kann sich oft auch erst 
im Nachhinein entscheiden. 
 Um einen effektiven Schutz vor solchen Aufnahmen zu garantieren, braucht es 
personelle und finanzielle Förderungen der zuständigen Fahndungsinstanzen sowie 
eine breitere Diffusion dieser neuen strafrechtlichen Maßnahme, um potentielle Täter 
abzuschrecken. Zusätzlich muss intensiver in die Zusammenarbeit der Haupakteure 
auf diesem Gebiet investiert werden. Zur Bekämpfung von Nacktbildern mit kinder-
pornografischen Ansätzen bedarf es eines ganzheitlichen Ansatzes. Dieser muss mit 
wissenschaftlich-technischen Verfahren auf drei Ebenen aktiv sein: Es sollte zu einer 
Entwicklung wirkungsvoller Maßnahmen zur Aufdeckung von verdächtigen Vorfällen 
kommen. Zusätzlich braucht es eine Feststellung des Tatbestandes und der Täter 
durch Erfassung, Analyse und Auswertung digitaler Spuren in Computersystemen.  
Auf letzter Ebene muss die Prävention und der Opferschutz in den Mittelpunkt ge-
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rückt werden (White-IT, 2015). Um diese drei Ebenen abzudecken, bedarf einer inten-
siven interdisziplinären Zusammenarbeit von IT-Fachexperten, den Landeskriminaläm-
tern, der Legislative sowie psychosozialer Beratung durch qualifiziertes Fachpersonal.  
2.4. §201a Abs. 2 StGB 
[…](2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt von einer anderen Person eine Bildaufnahme, die 
geeignet ist, dem Ansehen der abgebildeten Person erheblich zu schaden, einer dritten Per-
son zugänglich macht. […] 
 
Dieser neu eingeführte Absatz handelt von der Weitergabe von unbefugten Bild-
aufnahmen, die dazu geeignet wären, dem Ansehen der abgebildeten Person zu 
schaden. Dadurch macht sich nun strafbar, wer eine unbefugte Bildaufnahme au-
ßerhalb des höchstpersönlichen Lebensraums einem Dritten zugänglich macht. Hier 
wird keine Unterscheidung zwischen Erwachsenen und Kindern bzw. Jugendlichen 
nach dem JuSchG gemacht. Daraus lässt sich schließen, dass auch minderjährige 
Personen erfasst werden, bei denen eine Bildaufnahme unbefugt an eine dritte Per-
son weitergegeben wurde.  
2.4.1. Dritte Person 
Unter einer dritten Person kann jede Person verstanden werden, die weder Täter 
noch Opfer ist. Um eine genauere Definition zu erhalten, soll dafür auf Personen des 
höchstpersönlichen Lebensbereiches, die die Familie und gesetzliche Vertreter ein-
schließen (Gertzen, 2009), eingegangen werden: 
Der höchstpersönliche Lebensbereich umfasse die private Lebensgestaltung und 
beinhalte das Familienleben, das Sexualleben und den Gesundheitszustand (Kargl in 
Nomos Kommentar, §201a StGB Rn. 11). Diese drei sind Teile der Intimsphäre (Kapitel 
1.1.), die einen absoluten Schutz genießen (Osiander, 1993, S. 86). Vom BGH wurde 
weiterhin festgestellt, dass in anderen Gesetzeskontexten der Begriff des „höchstper-
sönlichen Lebensbereiches“ mitunter auch familiäre Angelegenheiten betreffen 
könne, die „lediglich die wechselseitigen persönlichen Bindungen, Beziehungen und 
Verhältnisse innerhalb der Familie betreffen“ würden (vgl. Kargl in Nomos Kommen-
tar, §201a StGB Rn. 11). Es gibt gemeinhin keine klare Definition des höchstpersönli-
chen Lebensbereiches und es kommt auf den Einzelfall an. Wenn jedoch von der 
Intimsphäre die Rede ist, so umfasst diese auch Bereiche, die selbst vor Familienmit-
gliedern ferngehalten werden. So z. B. Nacktheit und Sexualität.  
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In Anlehnung an Hubmann´s Sphärentheorie (Kapitel 1.1.) kann jeder Sphäre eine 
Definition der dritten Person zugeordnet werden. In der Intimsphäre finden sich nur in 
den seltensten Fällen dritte Personen. Sie genießt daher absoluten Schutz. Die Ge-
heimsphäre könnte die engsten Familienmitglieder (Eltern, Geschwister) umfassen. 
Die Privatsphäre erweitert die Geheimsphäre um den Personenkreis der Freunde. In 
der Sozial- und Individualsphäre erweitert sich dieser Kreis durch Bekannte (Arbeitskol-
legen, Arzt etc.). Die Öffentlichkeitssphäre umfasst dann einen Personenkreis, der 
weder Familien-, Freundes- oder Bekanntenkreis ist.  Dieser kann sich in der Zeit der 
neuen Medien um eine hohe Anzahl an Personen erweitern. In einem engen Ver-
ständnis der dritten Person kann somit bereits ein enges Familienmitglied gemeint 
sein. Eine Verbreitung im Familienkreis ist demnach ein Vergehen gegen das Persön-
lichkeitsrecht. Im Gegensatz zum §33 KunstUrhG, wo es maßgeblich ist, dass ein Drit-
ter die Verfügungsgewalt über das Bildnis erlangt und das bloße Vorzeigen nicht als 
Straftat ausreiche (Müller-Riemenschneider, 2013, S. 41), kann in §201a Abs. 2 StGB 
davon ausgegangen werden, dass das „zugänglich machen“ auch das bloße Vor-
zeigen beinhalten kann.  
2.4.2. Zugänglich machen 
„Zugänglich machen“ bedeutet das „abspielen eines Films oder Vorzeigen einer Fo-
tografie“ und somit die Kenntnisnahme einer Bildaufnahme (Kargl in Nomos Kom-
mentar, §201a StGB Rn. 9). Daher kann eine Rechtsverletzung bereits mit dem Vor-
zeigen einer Bilddatei vor Dritten auch im familiären Kreis, handelt es sich dabei um 
das nackte Kind beim Schlafen, vorliegen. Voraussetzung ist, dass das Bild potentiell 
dem Ansehen schaden kann. 
2.4.3. Dem Ansehen schadend 
Maßstab dafür, ob eine Bildaufnahme geeignet ist, dem Ansehen der abgebildeten 
Person zu schaden, ist die Beurteilung durch einen durchschnittlichen Betrachter 
(Referentenentwurf BMJV, 2014, S. 48). Der durchschnittliche Betrachter ist nicht nä-
her definiert. Es kommt daher immer auf den Einzelfall an und wie dieser ausgelegt 
und interpretiert wird. Zudem muss die Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbe-
reiches aus der Abbildung ersichtlich sein. Lediglich die Annahme einer Verletzung 
genügt nicht. Auch hier gilt die Beurteilung durch einen durchschnittlichen Beobach-
ter, so dass auch hier ein subjektives Empfinden nicht genügt. Allerdings könne dieser 
anhand eines Bildnisses nicht erkennen, unter welchen Umständen eine Aufnahme 
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entstanden ist (Gertzen, 2009, S. 91). Hinzu kommt ein historischer Faktor, der Bildnisse 
aus früheren Epochen heute unter einem anderen Blickwinkel betrachten würde, da 
es zu einem Wandel der gesellschaftlichen Normen gekommen ist. Ob ein Bild dem 
Ansehen schadet, erschließt sich aus dem Kontext der abgebildeten Person und 
nicht eines durchschnittlichen Beobachters. Das Strafrecht versucht neutral zu sein 
und alle Parteien zu berücksichtigen. Dadurch kann aber der Einzelfall oft nur schwer 
erfasst werden. 
2.4.4. Zwischenfazit 
§201a Abs. 2 StGB soll dazu dienen, dass keine Aufnahmen, die das Ansehen einer 
Person schaden könnten, an Dritte weitergegeben werden und somit deren höchst-
persönlichen Lebensbereich verletzen. Gerade hier soll das Persönlichkeitsrecht einer 
Person und dessen Recht am eigenen Bild klar verdeutlicht werden. Justizminister 
Heiko Maas hat dieses Gesetz angestoßen, um die Verbreitung von Nacktbildern zu 
hemmen. Jedoch soll nicht die Verbreitung von Nacktbildern generell strafbar sein, 
da es sonst zu einer Strafbarkeitserweiterung kommen würde, die zu Unsicherheit in 
der praktischen Rechtsprechung führe (AfP, 2014). Damit sich nun Familienväter oder 
–mütter nicht strafbar machen, indem sie eine Bildaufnahme ihres teilweisen bzw. 
ganz nackten Kindes herstellen, soll mit diesem Paragrafen vor allen Dingen auf er-
wachsene Dargestellte verwiesen werden (AfP, 2014). Somit genießt das minderjähri-
ge Kind keinen Schutz vor unbefugter Weitergabe eines Bildnisses, das seinem Anse-
hen schaden könnte. 
2.5. Fazit  
Im Vergleich zum vorherigen Gesetzestext (vgl. Kargl in Nomos Kommentar, §201a 
StGB Rn. 3) werden mit den Erweiterungen nun nicht mehr nur Bildaufnahmen, die im 
Kontext des persönlichen Lebensraumes - also Wohnungen bzw. gegen Einsicht ge-
schützte Räume –entstanden sind, strafbar, sondern auch jene, welche die Hilflosig-
keit einer Person darstellen; welche die Nacktheit einer minderjährigen Person zu 
kommerziellen Zwecken wiedergeben sowie dessen Weitergabe; und Bildnisse die 
geeignet sind dem Ansehen der dargestellten Person zu schaden.  
Die verfassten Änderungen des §201a StGB sind, was den effektiven Kindesschutz 
vor Missbrauch und unbefugten Nacktaufnahmen zum kommerziellen Nutzen betrifft, 
zu ineffektiv und es bedarf neben juristischer Bestrebungen auch sozialgesellschaftli-
cher Bemühungen, die sich den präventiven Charakter dieser Problematik vor Augen 
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führen. Zumal das Strafrecht erst greift, wenn der Missbrauch schon geschehen ist 
und es daher eine Maßnahme sei, die den guten Willen darstelle, aber aufgrund der 
Datenschutzregelungen und den wenigen angezeigten Fällen nur geringe Reichwei-
te habe (Bündnis 90/ Die Grünen, 2014) und Straftaten nicht verhindert. 
Auf der anderen Seite wurde hier ein Gesetz geändert, das sich in seinen Grund-
prinzipien dem besonderen Persönlichkeitsschutzes des Rechts am eigenen Bild wid-
met und somit zum allgemeinen Persönlichkeitsrecht nach Art. 2 Abs. 1GG i. V. Art. 1 
Abs. 1 GG gehört. Mit den Änderungen wurde der Kindesschutz hervorgehoben. 
Man wollte aber nicht zu weit greifen und Eltern pönalisieren, die lediglich eine Bild-
aufnahme herstellen, auf denen ihr eigenes Kind leicht bekleidet am Strand spielt (BT, 
2014, S. 4933 C). Damit kamen die Gesetzgebungsinstanzen dem gesellschaftlichen 
Zweifel über eine Überkriminalisierung von Nacktbildern entgegen. Basierend auf die-
ser Tatsache stellt sich die Frage, wieso das Recht am eigenen Bild bislang in den 
Händen der gesetzlichen Vertreter liegt und nicht bei denen, die es betrifft.  
3. Kinder, Jugendliche und das Recht am eigenen Bild 
 
Die Gesetzesänderung versucht Kinder und Jugendliche vor Missbrauch und unbe-
fugten Nacktaufnahmen zu kommerziellen Zwecken sowie Cybermobbing zu schüt-
zen. Dass es sich bei den Veränderungen nur teilweise um effektive Maßnahmen 
handelt, wurde mit dem ersten Teil dieser Arbeit dargelegt.  
Da es sich bei dem Paragrafen um ein das Persönlichkeitsrecht betreffendes 
Recht handelt, ergibt sich die Forschungsfrage, inwiefern dieses grundlegende Recht 
das Persönlichkeitsrecht von Minderjährigen ausreichend würdigt. Der derzeitige Jus-
tizminister Heiko Maas beteuerte, dass Eltern, die eine Aufnahme ihres Kindes herstel-
len, die dieses in einer devianten Position darstellen (ev. nackt oder in einer nachtei-
ligen Haltung), nicht von dieser Regelung betroffen seien und sich nicht strafbar 
machten (BT, 2014, S. 4933 C). Daher wurde in §201a Abs. 3 Nr. 1 und 2 StGB beson-
ders auf die Herstellung, Verbreitung und Beschaffung zu kommerziellen Zwecken 
verwiesen, wie bereits oben dargestellt. Der Justizminister verwies aber auch darauf, 
dass es aufgrund des technischen Wandels zu einer zunehmenden Verbreitung von 
Kinderbildern im Internet komme. Kinder müssten davor geschützt und ihre Rechte 
respektiert werden, so der Minister weiter (ebd.). Warum aber werden Eltern bzw. ge-
setzliche Vertreter dann nicht darauf hingewiesen, dass die unbefugte Aufnahme 
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und eventuelle Verbreitung/Veröffentlichung gegen das Persönlichkeitsrecht ihres 
Schützlings verstößt? Denn es handelt sich hier um zwei Verstöße: zum einen das un-
befugte Aufnehmen und zum anderen die Veröffentlichung bzw. Verbreitung von 
Bildnissen ohne die Einwilligung des Kindes bzw. Jugendliche. Wobei der zweite Ver-
stoß eine gravierendere Verletzung darstellt, indem er das Recht von Kindern und 
Jugendlichen zum wiederholten Male untergräbt und zusätzlich deren Kompetenz in 
Frage stellt.  
Kinder und Jugendliche werden gemeinhin noch nicht als vollwertige Rechtsträ-
ger betrachtet. Es würde ihnen an Kompetenzen fehlen, die eine autonome Person 
ausmachten und die es braucht, um Entscheidungen zu treffen (Bellon, 2002, S. 103). 
Es stellt sich die Frage, ob für eine Einwilligung in das Recht vor unbefugten Bildauf-
nahmen auf die Einsichtsfähigkeit oder die Volljährigkeit fokussiert wird. 
3.1. Einsichtsfähigkeit von Kindern und Jugendlichen 
 
Unter der Einsichtsfähigkeit wird die Fähigkeit verstanden, die Tragweite eines Eingriffs 
zu ermessen. Sie sei Voraussetzung für die Einwilligungsfähigkeit (Ohly, 2011, S. 434). 
Je nach Kontext, kann das Alter, ab dem Einsichtsfähigkeit anzunehmen ist, variieren. 
Dasch (1990) merkt an, dass bei unter Siebenjährigen nach §104 BGB noch keine 
Geschäftsfähigkeit vorausgesetzt wird und somit auch noch keine konkrete Einsichts-
fähigkeit vorhanden sei. Deshalb bedarf es bei der Veröffentlichung eines Bildes ei-
ner Einwilligung durch den gesetzlichen Vertreter (Dasch, 1990). Auch im Geset-
zesentwurf-Kommentar heißt es, das bei einwilligungsunfähigen Kindern einer Einwilli-
gung durch die erziehungsberechtigten Personen vorliegen müsse 
(Referentenentwurf BMJV, 2014). Bei beschränkt geschäftsfähigen Kindern und Ju-
gendlichen ab dem 7. Lebensjahr ziehe das deutsche Rechtssystem aufgrund der 
persönlichkeits-und vermögensrechtlichen Komponente eines Bildnisses die Einwilli-
gung durch den gesetzlichen Vertreter vor (§107 BGB). Gesetze stellen - wider dem 
Kindheitsdiskurs um das kompetente Kind - eine andere Kindeskompetenz dar und 
provozierten somit eine Divergenz zwischen den verschiedenen Kindheitskonzeptio-
nen (Buckley, 2014, S. 235). Denn außerhalb der Geschäftsfähigkeitsregelung nähert 
sich das Einsichtsfähigkeitsalter der Grenze zum 14. Lebensjahr. 
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3.1.1. Exkurs: Weitere Altersbestimmungen  
Der BGH hat in seiner Rechtsprechung das Alter der teilweisen Einsichtsfähigkeit ab 
dem 14. Lebensjahr und die volle Einsichtsfähigkeit ab dem 16. Lebensjahr veran-
schlagt. Somit könne ein jugendliches Kind ab dem 14. Lebensjahr bereits teilweise in 
Entscheidungsfindungsprozesse einbezogen werden (Moeck, 2012). Ein Arzt könne 
eine minderjährige Person erst ab dem 14. Lebensjahr in die Behandlung einwilligen 
lassen und auch erst nachdem er protokollierend befunden habe, dass die minder-
jährige Person im Stande ist, die Tragweite des Eingriffs zu ermessen(ebd.). Davor sind 
es die Eltern, die dieses Privileg ausüben. 
Auch die Anhörung eines Kindes in richterlichen Entscheidungsprozessen, die ihren 
privaten Lebensbereich betreffen, soll gemäß § 159 Abs. 4 Satz 3 FamFG erst mit dem 
14. Lebensjahr und davor nur in Ausnahmefällen geschehen.  
Nach §19 StGB ist ein Kind bis zum 14. Lebensjahr schuldunfähig. Erst danach wird 
gemäß dem §3 JGG unter Berücksichtigung der Einsichtsfähigkeit zum Tatzeitpunkt 
eine jugendliche13 beziehungsweise heranwachsende14 Personen strafbar.  
Im weiteren Teil dieser Arbeit soll die „magische“ Grenze des siebten Lebensjahres 
als teilweise geschäftsfähig bzw. das 14. Lebensjahr als Grenze zur Einsichtsfähigkeit 
als Richtlinie dienen. 
3.1.2. Einsichtsfähigkeit beim Recht am eigenen Bild 
Im Fall des Rechts am eigenen Bild liegt die Verfügungsbefugnis von Bildmaterial, 
dass Minderjährige zum Objekt hat, bei den Eltern oder gesetzlichen Vertretern. So 
können Eltern Bildnisse eines Kindes mindestens bis zu dessen siebten Lebensjahr auf-
nehmen und verbreiten. Denn in diesem Fall könne von einer konkludenten Einwilli-
gung durch das minderjährige Kind ausgegangen werden, da dieses in direktem 
biologischem Beziehungsverhältnis zu den bildniserstellenden Personen stehe (Piltz, 
2013, S. 54). Wie jedoch kann dieser Umstand mit der Tatsache vereint werden, dass 
es sich dabei um einen Eingriff in den „höchstpersönlichen Lebensraum“ eines Indivi-
duums handelt? Ein Bildnis schade dem Ansehen des dargestellten Kindes, wenn die-
ses es im fortgeschrittenen Alter als solches empfindet. Das Recht am eigenen Bild ist 
vielen Kindern nicht bekannt und kann es auch nicht, solange sie davon keine 
                                                
13 §1 Abs. 2 JGG: Jugendlich ist, wer das 14. Lebensjahr beendet und das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat. 
14 §1 Abs. 2 JGG: Heranwachsend ist, wer das 18. Lebensjahr beendet und das 21. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat. 
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Kenntnis erhalten. Demnach haben Kinder bis zum einsichtsfähigen Alter auch nicht 
die Möglichkeit gegen die Herstellung und Verbreitung eines von ihnen angefertig-
ten Bildnisses zu widersprechen. Bei der Nutzung von sozialen Netzwerken, wie Face-
book, dürfen Kinder erst nach dem 13. Lebensjahr mit der Zustimmung eines gesetzli-
chen Vertreters in eine Registrierung einwilligen (AGB Facebook,  Ziff.4 Nr.5). Und 
auch danach bräuchten sie für die Veröffentlichung eines Bildes in einem sozialen 
Netzwerk prinzipiell die Einwilligung der gesetzlichen Vertreter (Piltz, 2013, S. 258). Es 
käme zu einer Untergrabung der kindlichen Kompetenz und zu einer Bevormundung 
von Kindern, denen noch keine Einsichtsfähigkeit nachgewiesen werden könne 
(ebd., S.144). 
Die Einsichtsfähigkeit bedeutet im juristischen Diskurs die differenzierte Reflexion 
über eine Handlung. Im kinderrechtlichen Diskurs wird diese Fähigkeit als Kompetenz 
definiert und kann daher herangezogen werden, wenn es um die Einwilligungsfähig-
keit von Kindern und Jugendlichen geht.  
3.2. Kompetenz im Kinderrechtediskurs 
 
Ausgehend von der Frage inwiefern Kinder die Möglichkeit zur Reflexion besitzen, um 
die Tragweite ihrer Entscheidungen zu ermessen, bildeten sich im Kinderrechte-Diskurs 
vier verschiedene Ansätze zur Beurteilung der Kindeskompetenz (Hanson, 2012). Zum 
einen der paternalistische Ansatz, der Kinder primär als Schutzobjekte begreift, de-
nen keine Kompetenzen zugestanden werden (ebd., S.73). Zum anderen der Libera-
tion-Ansatz, indem Kinder als Subjekt ihrer Rechte verstanden werden und denen 
ohne Zweifel Kompetenz zugestanden wird. Das Kind ist sozialer Akteur und in der 
Lage, Entscheidungen mitzuprägen(ebd., S.75). Zwischen diesen beiden finden sich 
die moderateren Ansätze Welfare und Emancipation. Der Welfare-Ansatz ähnelt in 
seiner Theorie dem Paternalismus. Er geht vom inkompetenten Kind aus, solange 
nicht das Gegenteil bewiesen wird. Dieser Beweis müsse durch jene Person gebracht 
werden, die an die Kindeskompetenz glaubt (ebd., S. 75 ff.). Der Emancipation-
Ansatz nähert sich in seiner Idee der Liberation-Theorie und geht von einer Kindes-
kompetenz aus. Das Gegenteil müsse durch denjenigen bewiesen werden, der an 
der Kindeskompetenz zweifelt. Dem Kind werden demnach nicht nur Schutzrechte zu 
Teil, sondern auch Zivilrechte(ebd., S. 77).   
Dem deutschen Rechtssystem kann die Rolle des Welfare-Ansatzes zugeordnet 
werden. Das Kind ist hier eher Objekt als Subjekt seiner Rechte und befindet sich 
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noch in der Entwicklungsphase hin zu einem mündigen Staatsbürger, dem noch kei-
ne Kompetenz zugestanden wird und der Schutz braucht. Es wäre jedoch wichtiger 
einen Ansatz zu schaffen, der das Kind aus der Emancipation-Perspektive betrachtet. 
Ein Recht sollte immer gegeben sein und erst dann angezweifelt werden, wenn die 
Kompetenz nicht nachweisbar ist und somit die Einsichtsfähigkeit fehlt. Das Kind als 
Rechtsträger ist Voraussetzung für die Möglichkeit Entscheidungen mitzubestimmen.  
Besonders innerhalb der Familie kann es in der Frage um die Einbeziehung der 
Kindesmeinung in private Fotoaufnahmen zu Divergenzen kommen, die die Kindes-
kompetenz untergraben und das Persönlichkeitsrecht angreifen. Eltern sähen sich in 
der innerfamiliären Mikrogesellschaft als Entscheidungsträger, die im besten Interesse 
ihres Kindes handeln würden (Smith, 2002, S. 147).  
3.2.1. Art. 16 Kinderrechtskonvention  
Im Kontext des Rechts am eigenen Bild und dem einhergehenden Schutz vor persön-
lichkeitsrechtsverletzenden Handlungen der Intimsphäre, muss Art. 16 der UN-
Kinderrechtskonvention zum Schutz der Privatsphäre einbezogen werden. In diesem 
wird nicht vom höchstpersönlichen Lebensraum gesprochen. Es wurde aber in seiner 
Entstehung von mehreren Parteien über die Auslebung von Zivilrechten diskutiert 
(OHCHR, 2007, S. 475, Art.16 C8. 112) und somit auch das Recht auf Persönlichkeits-
schutz. Man ging davon aus, dass Kinder einsichtsfähig sind. Der Schutz der Pri-
vatsphäre ist ein ziviles Grundrecht und sowohl in der UN-KRK (Art. 16), als auch in der 
EMRK (Art.8) als solches vermerkt. Die schlussendlich verabschiedete Fassung des Art. 
16 KRK berücksichtigt diese Umstände und verlangt von den Mitgliedsländern, dass 
kein Kind „willkürlichen oder rechtswidrigen Eingriffen in sein Privatleben ausgesetzt 
werden darf“(Art. 16 KRK) und garantiere dadurch den Schutz der Privatsphäre. Es ist 
allerdings nicht genau definiert, was unter „Privatleben“ zu verstehen ist. Nach Ho-
dgkin und Newell (2002) betreffe es aber die ganz spezielle Intimsphäre des  Kindes 
und sei auch im innerfamiliären Rahmen zu berücksichtigen. Zusätzlich beinhaltet Art. 
16 Abs. 1 KRK, dass kein Kind „[…] rechtswidrigen Beeinträchtigungen seiner Ehre o-
der seines Rufes ausgesetzt werden darf“ (OHCHR, 2007, S. 478, Art. 16 E1. 296). 
Dementsprechend kann sich aus einer unbefugten Veröffentlichung eines Bildes eine 
Verletzung nach Art. 16 Abs. 1 KRK ergeben. Dass diese Verletzung eben auch durch 
den gesetzlichen Vertreter geschehen kann, ist weder in der internationalen noch in 
der deutschen Rechtslage spezifiziert. In Deutschland gilt nach Art. 6 Abs. 2 GG, dass 
die Eltern die Verantwortung über die Pflege und Erziehung des Kindes haben. Ihnen 
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komme somit eine starke verfassungsrechtliche Stellung zu (Barabas, 2013, S. 538). 
Der Staat sorgt dafür, dass die Eltern ihren Pflichten nachkommen (Art. 6 Abs. 2 S.2 
GG). Die Herstellung eines Bildes des eigenen Kindes, ohne dessen Einwilligung, wird 
nicht als rechtswidrig betrachtet. Es kann aber eine Verletzung des Ansehens des 
Kindes nach sich tragen, wenn dieses es als solche empfindet und dann äußert, 
wenn es dazu in der Lage ist.  
Eine Ausweitung der Strafbarkeit sei unnötig, wenn nicht sogar völlig abzulehnen. 
Aber es sollte zu der Überlegung kommen, dass dieses Recht nicht den Eltern vorbe-
halten bleibt, sondern so früh wie möglich dem Kind zugetragen wird.  
Durch die technologischen Entwicklungen könne es zu einem vermehrten Veröf-
fentlichen von Bildern aus der Privatsphäre von Kindern (Gulden, 2014) kommen, die 
in diese Veröffentlichung keine Einwilligung geben konnten. 
3.2.2. Neue Medien 
Die neuen Medien bieten eine Vielfalt an technischen Möglichkeiten, Bilder einer 
Vielzahl von Adressaten zugänglich zu machen. Zum einen kann das Internet ein Ort 
der Selbstverwirklichung sein (Ohly, 2011, S. 431), zum anderen kann es auch ein Ort 
sein, der das Persönlichkeitsrecht angreift (Piltz, 2013). Besonders hier ist die Frage 
nach der Privatsphäre wichtig, denn die Grenzen zwischen Privatsphäre und Öffent-
lichkeit könnten verschwimmen (Schmidt, 2010, S. 174). Vor allem durch soziale Netz-
werke gehe eine „Abstumpfung des Empfindens für Privatsphäre einher, wodurch es 
zu einem Distanzverlust kommt, welcher eine Auflösung der Trennung des Privaten 
von der Öffentlichkeit zur Folge hat“ (Piltz, 2013, S. 22). Privatsphäre würde zwar nicht 
obsolet, aber verändere sich (Schmidt, 2010, S. 175). Ohly (2011) vertritt die Meinung, 
dass es heutzutage nicht mehr darum gehe, in Ruhe gelassen zu werden. Vielmehr 
gehe es darum, seinen Lebensraum anderen zur Verfügung zu stellen und den 
höchstpersönlichen Lebensraum zu präsentieren. Piltz (2013) ist der Auffassung, dass 
besonders unter jungen Internetnutzern die Freigabe von Daten und das Einstellen 
von Bildern sehr stark verbreitet sei und dies gravierende Folgen für ihre Zukunft ha-
ben könne, da sie bereits länger als die Generation davor Mitglieder in sozialen 
Netzwerken seien. Dadurch könne die Anzahl an eingestellten Bildern durchaus hö-
her sein, als bei älteren Mitgliedern, die erst später Mitglied eines solchen Netzwerkes 
geworden sind (Piltz, 2013, S. 58). Zwar kommt es in der heutigen Zeit und mit den 
neuen Generationen zu immer mehr digital natives, die zunehmend kompetenter im 
Umgang mit virtuellen Angeboten sind. Die Tragweite veröffentlichter Dateien für ihr 
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Persönlichkeitsrecht ist aber noch nicht ausreichend bekannt. Die Verbreitung von 
Bildern ohne korrekte Privatsphäre-Einstellungen könne angesichts des unsichtbaren 
Publikums nicht eingeschätzt werden (Schmidt, 2010, S. 174). Das Internet biete mit 
seiner permanenten Zugangsmöglichkeit eine Diversität an Diffusionsmöglichkeiten 
an, die nur schwer kontrollierbar sei (Staffelt & Kolbe, 2010, S. 38). Die Vielzahl an sozi-
alen Netzwerken, Foren und Chatrooms ermöglichen einen zum Teil anonymen Aus-
tausch an Unmengen von Daten, die von den oben genannten Rechtstexten nicht 
erfasst werden können (ebd.). Dazu zählen zum Beispiel auch Bilder von den eigenen 
Kindern, die man spielend am Strand fotografiert hat. 
Normalerweise braucht es eine Einwilligung der abgebildeten Person in das veröf-
fentlichte Foto. Von einem Kind kann diese, ohne die Einwilligung der Eltern nicht ge-
geben werden. Bei einem von den Eltern eingestellten Foto kann von einer konklu-
denten Einwilligung ausgegangen werden (s. Kap. 3.1.2.). Da Kinder auch Persön-
lichkeitsrechte haben, ist somit fraglich, wie sich dieser Umstand vereinen lässt. 
Grundsätzlich müsse es aber zu einer Einzelfallunterscheidung kommen. Denn auch 
junge Internetnutzer können schon über Datenverarbeitungsprozesse Bescheid wis-
sen. Meist sogar besser als ihre Eltern, die dieses Phänomen erst in ihrer mittleren Le-
bensphase kennen gelernt haben (Piltz, 2013, S. 146). Der Anthropologe Daniel Miller 
konnte zudem herausfinden, dass heutzutage mittlerweile sogar mehr Eltern auf Fa-
cebook seien, als ihre Kinder. Diese würden vor ihren Eltern flüchten und auf andere 
Netzwerke zurückgreifen (Trotier, 2015).  
Die Löschung eines Fotos ist im meist genutzten sozialen Netzwerk Facebook15 
nicht einfach, denn sobald ein Bild „geteilt“ wurde, kann es auch mit Löschen des 
Profils nicht aus dem Internet gezogen werden (vgl. AGB Facebook, Ziff. 2 Nr. 1). Zu-
dem würden Nutzungsrechte mit dem Bereitstellen von Bildern in sozialen Netzwerken 
vollständig abgetreten (Uni Basel, 2015, S. 8). Auf Facebook würden nach Piltz (2013) 
täglich rund 250 Mio. Bilder eingestellt. Dabei ist bisher noch nicht klar, wie hoch die 
Anzahl der Kinderbilder darunter ist.  
Es lässt sich nur schwer verneinen, dass Kinder im noch nicht sprechfähigen Alter, 
eine Einwilligung nicht abgeben können. Demnach kann hier von einem Dilemma 
zwischen der Einwilligungsfähigkeit der Eltern und der des Kindes, gesprochen wer-
den. In allen anderen Fällen sollte die Einwilligung des Kindes eingeholt werden, um 
etwaigen Verletzungen des Persönlichkeitsrechtes des Kindes vorzubeugen. Es kom-
                                                
15 Studie Tomorrow Focus Media, Februar 2015, 589 Teilnehmer, Deutschland 
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me hier aber zu einem Interessenskonflikt des Eltern-und Erziehungsrechts gegen das 
Selbstbestimmungsrecht von Minderjährigen (Piltz, 2013, S. 253). 
3.2.3. Elternrechte vs. Kinderrechte 
In der Debatte um die Eltern- vs. Kinderrechte wird immer wieder auf den Generatio-
nenunterschied verwiesen. Hinzukommen Vergleiche um Macht- und Kompetenzni-
veaus zwischen Eltern und Kindern (Alasuutari, 2014, S. 244). Das Kind als kompeten-
tes Mitglied einer Gesellschaft ist bisher ein rhetorischer Diskurs und als solcher noch 
nicht in allen sozialen Institutionen verankert. Alasuutari (2014) stellte in einer Studie16 
zur Kompetenzfrage des Kindes in frühkindlichen Einrichtungen fest, dass es dieses 
Ideal auf theoretischer Ebene zwar gäbe, es aber dennoch schwerfalle, das Kind als 
kompetentes Subjekt wahrzunehmen. In dieser Debatte sei darauf hinzuweisen, dass 
keine klaren Unterschiede zwischen Erwachsenen und Kindern ausgemacht werden 
können, da nicht nur Kinder in bestimmten Situationen Schutz benötigen, sondern 
auch Erwachsene auf Unterstützung und Rechtssysteme angewiesen seien (Larkins, 
2014, S. 8). Kindheit wurde in der Soziologie lange Zeit als Phase verstanden, die auf 
das Erwachsenwerden vorbereite (Alanen, 2014, S. 3). Mit den Theorien um den so-
zialen Akteur nach Weber, Durkheim, Marx und neueren Ansätzen durch Bourdieu, 
Luhmann und Foucault entwickelte sich eine neue Annahme in der Soziologie, die 
nicht mehr nur der Auffassung folgt, das Kind als „innocent“ zu betrachten. Vielmehr 
sei das Kind ein sozialer Akteur, der aus dem sozialen Gefüge von Macht- und Kom-
petenzzuweisungen entstehe (Alanen, 2014, S. 4). Der sich daraus ergebende Diskurs 
um das Kind als Rechtsträger und Subjekt seiner Rechte wurde zeitweise als Beein-
trächtigung der vorherrschenden Elternrechte verstanden (James, Jenks, & Prout, 
1998, S. 68). Es soll jedoch weder das Eltern- noch das Kinderrecht bevorzugt werden. 
Kinder und Jugendliche sollten vielmehr genau die gleichen Ansprüche an Zivilrechte 
haben, wie auch die mündigen Bürger eines Landes. Das Argument, dass Eltern und 
Erwachsene am besten wüssten, wie sie ihr Kind schützen können, geht aus der all-
gemeinen Annahme hervor, dass Kinder noch keine Einsichtsfähigkeit besitzen. Ge-
stärkt wird diese Annahme durch die UN-KRK selbst, da sie in Art. 3 und 5 davon aus-
geht, dass die Eltern, gemäß der Entwicklungskapazitäten ihres Kindes, im besten In-
teresse für dieses entscheiden würden und dieses lenken (Bellon, 2002, S. 106, 111). 
Doch wird der Aspekt „in einer seiner Entwicklung entsprechenden Weise angemes-
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sen“ (Art. 5, UN-KRK) durch eine paternalistische Denkweise verdrängt (Smith, 2002, S. 
146). Das Eltern eine Schutzfunktion zukommt, soll nicht negiert werden. Vielmehr soll 
daraufhin gewiesen werden, dass Kinder und Jugendliche keine absolut autonomen 
Wesen sind, sie aber eben auch nicht in allen Belangen auf die Obhut ihrer Eltern 
angewiesen sind. Sie seien nach Bellon (2012) nur bedingt abhängig. Sie bedürften 
außer den Eltern zusätzlichen Schutz durch soziale Instanzen (Bellon, 2002, S. 105). 
In Art. 16 Abs. 3 der nichtbindenden Erklärung der Menschenrechte von 1948 be-
deuten Elternrechte eine Familie zu gründen und über die Erziehung ihrer Kinder zu 
entscheiden (Art. 26 Abs. 3 AEMR) (Lenzer & Gran, 2011). Die Familie wird als erste 
Sozialisierungsinstanz verstanden, die der Staat schützen soll. Es ist jedoch weder in 
dieser Deklaration, noch  in der für die Mitgliedsstaaten gültigen MRK geregelt, dass 
Eltern das Recht haben, über das Persönlichkeitsrecht ihrer Kinder hinweg, Entschei-
dungen zu treffen. Im deutschen Rechtssystem überwiegt der Schutzgedanke be-
trachtet man die Auffassung des Elternrechts und die vorherrschenden Altersrege-
lungen in zivilen Prozessen. Es komme zu einer generationellen Ordnung, die Abhän-
gigkeitsverhältnisse schaffe und den Schutz und die Kontrolle von Kindern, sowie de-
ren Fürsorge und Disziplinierung in den Mittelpunkt rücke (Sünker, 2010). Die sich dar-
aus ergebenden Machtstrukturen im sozialen Gefüge, veranlassen eine Gegenüber-
stellung von Kindern und Erwachsenen, wonach erstere eine nachteilige Position ein-
nehmen. Es kommt zu einer starken Unterbindung der Kindeskompetenz und somit zu 
einer schwächeren sozialen Stellung des Kindes. Bjerke (2011) merkt außerdem an, 
dass die Kindeskompetenz in höherem Maße angezweifelt als anerkannt werde. Da-
runter ist zu verstehen, dass Verantwortungen auch für Kinder entstehen und ihnen 
diese zugesprochen, und nicht weggenommen werden sollten (Bjerke, 2011, S. 72). 
Unter diese Verantwortung fällt nach Temuulen (2006) auch die Selbstbestimmung 
darüber, ob und wie ein Bild von einer Person hergestellt wird. 
Des Weiteren lässt sich nicht rechtfertigen, warum ein Kind nicht selbst über sein 
Recht am Bild bestimmen solle. Es wird hier von der Entscheidungskompetenz des 
gesetzlichen Vertreters ausgegangen. Doch nur weil jemand mündig ist, bedeutet 
das nicht, dass er auch in der Lage ist, sinnvolle Entscheidungen zu treffen. Es sollte 
hier zu einer generellen Einzelfallabwägung kommen. Das Recht am eigenen Bild ist 
ein Recht, das allen zusteht und in diesem Sinne auch durchgesetzt werden müsste. 
Denn jeder bestimmt selbst, ob und wie er sich in der Öffentlichkeit darstellt. Den El-
tern sollte gemäß Art. 5 KRK bewusst sein, dass sie ihre Kinder nach bestem Wissen 
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und Gewissen die Rechte zukommen lassen sollten, wie sie in der KRK dargelegt sind 
(Comim, 2011, S. 337). Darunter versteht sich nicht nur die Ausübung einer paternalis-
tischen Form von Elternschaft (Archard, 2003, S. 66 ff.), sondern auch die Information 
über die Rechte selbst (Willems, 2007, S. 71) und insbesondere das Recht, Kinder in 
die sie betreffenden Angelegenheiten, einzubinden (Art. 12, KRK). Denn die Berück-
sichtigung der Kindesmeinung ist vor allen Dingen die Behandlung des Kindes mit 
Respekt und Würde (Perpetua & Woodhead, 2003, S. 237). Darunter fällt auch die 
Würde des Rechts am eigenen Bild des Kindes.  
Um dieses Ziel zu erreichen, könne bspw. die von der Universität Basel entwickelte 
Broschüre17 zum bewussten Einstellen von Kinderfotos als Unterstützung herangezo-
gen werden (Uni Basel, 2015). Sie richtet sich vor allen Dingen an Eltern und versucht 
in verständlicher Sprache, die Schwierigkeiten bei der Verbreitung von Kinderbildern 
im Internet zu erläutern. Es ist eines der wenigen existierenden Hilfsmittel, das sich 
dem Schutz der Persönlichkeit des Kindes in einer digitalisierten Welt, widmet. 
3.3. Das Recht auf Selbstbestimmung von Kindern 
 
Die Selbstbestimmung ist ein Schutzobjekt des Rechts am eigenen Bild. Jeder Eingriff 
in dieses sei daher eine Verletzung des Selbstbestimmungsrechts einer Person 
(Temuulen, 2006, S. 169). Nach der Definition von Temuulen (2006), bedeute Selbst-
bestimmung nicht, selbst zu bestimmen, sondern über sich selbst zu bestimmen. Es 
gehöre damit zur Entwicklung und Entfaltung der Persönlichkeit einer Person. Im Per-
sönlichkeitsentwicklungsprozess einer Person kommt es immer auch auf die Interakti-
on mit ihrer Umwelt an und wie sie sich in ihr selbst gibt. Diese soziale Interaktion kön-
ne durch unbefugt veröffentlichte Bildaufnahmen verfälscht werden(ebd.). Soziale 
Interaktion kann im Kinderrechte-Diskurs in den Kontext der „Agency“ gebracht wer-
den. Sie bezeichnet die soziale Kompetenz adäquat mit seiner Umwelt gemäß dem 
Kontext zu interagieren (Pufall & Unsworth, 2004, S. 9). Selbstbestimmung ist wichtig, 
um als Entscheidungsträger in persönlichkeitsrechtlichen Belangen berücksichtigt zu 
werden. Sie ist somit auch Teil eines Individuums als sozialer Akteur. Kinder und Ju-
gendliche haben je nach soziokulturellem Hintergrund einen anderen Sozialisierungs-
grad und somit auch eine andere „Agency“. Agency müsse unter dem Gesichts-
                                                
17 Netzbilder.de (2015): Zu nackt für´s Internet? Tipps für Familien zum Umgang mit Kinderfotos 
in sozialen Netzwerken, Elternguide 
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punkt betrachtet werden, dass sie sich immer nur im Kontext entwickelt bzw. analy-
siert werden könne. Dadurch ergibt sich die Annahme, dass Agency sich systema-
tisch mit dem Entwicklungsstand des Kindes heranbilde (Stoecklin, 2013, S. 444). Zwar 
habe das Kind nach der UN-KRK den Status des Subjekts seiner Rechte. Doch wie 
diese Rechte ausgeübt werden, hänge essentiell davon ab, wie das Kind mit seiner 
Umwelt interagiert und wie diese wiederum auf diese Interaktion reagiert (Liebel, 
Saadi, & Robin, 2010). Kinder und Jugendliche seien eine soziale Reproduktion ihrer 
Gesellschaft und reflektierten diese (Bühler-Niederberger, 2005, S. 18). Die Gesell-
schaft sei ein soziales Konstrukt, welche dem Kind ein Raster vorgebe, aus seiner per-
sönlichen Erfahrung heraus, Dinge zu reflektieren und zu beurteilen (Jenks, 2005, S. 
47). Eine grundsätzliche Integration des Kindes in Entscheidungsfragen rund um seine 
Erziehung sollte gegeben sein, um eine höhere Agency zu bewirken. Dazu sei es 
notwendig, dass das Kind als sozialer Akteur wahrgenommen werde, wie es die neu-
ere Kindheitsforschung verlangt (Sünker, 2010). Der soziale Akteur bedeutet, seine 
Umgebung nicht nur in sich aufzunehmen und den Wertevorstellungen getreu wie-
derzugeben, sondern sie in gleichem Maße zu reflektieren und mit zu beeinflussen 
(James, Jenks, & Prout, 1998). Wie das Kind seine Umwelt interpretiert und reflektiert 
sollte als fester Bestandteil in Entscheidungsprozesse verankert werden (Jenks, 2005, S. 
47). Denn nur unter Einbindung des Kindes in Entscheidungsprozesse können ihm 
auch Rechte zugesprochen werden. Dem Kind die Möglichkeit zu geben, ein sozialer 
Akteur zu sein, hängt davon ab, wie Kindheit verstanden wird (Stoecklin, 2013) und 
wie diese Rolle in den zunehmend komplexer werdenden Vergesellschaftungsprozes-
sen eingebettet werden kann (Sünker, 2010). Je früher man einem Kind Verantwor-
tung überträgt - ihm somit Kompetenz anerkennt - umso mehr stellt sich die Frage, 
inwiefern dem Kind dann noch ein Schutzbedürfnis zukommt. Sünker (2010) betrach-
tet diesen Umstand als eine schwierig zu vereinbarende Gleichung, gleichwohl es 
durch die UN-Kinderrechtskonvention zu einer klaren Machtausübung (in der Theorie) 
dieser Kompetenz für Kinder gekommen sein müsste.  
In der Praxis verhält sich die Auslegung des Liberation-Ansatzes anders als in der 
Theorie. Kinder sind in der Praxis keine vollen Rechtsträger. Auch in den aktuelleren 
Theorien um die aktive Teilhabe von Kindern in Entscheidungsprozessen wird darauf 
aufmerksam gemacht, dass dies ein schwer zu bearbeitendes Feld sei (Kiely, 2005, S. 
219). Kinder mit Erwachsenen gleichzustellen, würde bedeuten, dass man ihnen den 
Schutzcharakter nehme, den sie in einem bestimmten Alter noch bräuchten (ebd.). 
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Neben den Zivilrechten gibt es Schutzrechte aber eben auch für Erwachsene. Es 
kann zwar darauf verwiesen werden, dass Kinder und Erwachsene nicht gleichge-
stellt werden sollten. Es muss dabei aber im Hinterkopf behalten werden, dass sich 
sämtliche Schutzrechte für Kinder aus den Schutzrechten der Erwachsenen ableiten. 
Lediglich Bestimmungen zu unsittlichen und gefährlichen Arbeiten gemäß dem JArb-
SchG, das JuSchG und die strafrechtlichen Bestimmungen zu kinder- bzw. jugend-
pornografischem Material sowie die Bestimmungen über jugendgefährdende Medi-
en des JMStV bilden besondere Ausläufer des speziellen Kinderschutzes. Der Schutz 
vor sexuellem Missbrauch einer Person ist beispielsweise nicht nur für Kinder und Ju-
gendliche gültig, sondern auch für alle anderen Rechtsträger. Gleich verhält es sich 
für andere Rechtssituationen. Kinder und Erwachsene müssen nicht gleichgestellt 
werden. Sie müssen aber unter Berücksichtigung der Schutzrechte eines Systems Trä-
ger gleicher Rechte werden.  
3.3.1. Selbstbestimmung in Deutschland 
Betrachtet man die Jugendschutzregelungen im deutsche Rechtssystem, sowie die 
anzunehmende Festlegung des einsichtsfähigen Alters ab 14 Jahren, zeichnet sich 
ein paternalistisches Bild von Kindheit ab. Das Kind ist mehr Objekt als Subjekt seiner 
Rechte und seiner Entwicklung.  Besonders wenn es darum geht über sich selbst zu 
bestimmen, fehlt es in vielen Diskursen noch am Glauben an die Kindeskompetenz. 
Zweifelsohne wird auch in der Kinderrechte Debatte nicht von einer Kompetenz des 
Kindes von Geburt an gesprochen, aber es wird davon ausgegangen, dass Kinder 
bereits von Geburt an Träger von Rechten seien (Stoecklin, 2013, S. 455). Auch wenn 
das allgemeine Persönlichkeitsrecht jeder Person von Geburt an zusteht, wird es im 
gesellschaftlichen Diskurs nur wenig berücksichtigt und diskutiert. Daraus erschließt 
sich, dass auch das Selbstbestimmungsrecht nur wenig Beachtung findet. Hier sollte 
es entsprechend des Emancipation-Ansatzes zu einer Kindeskompetenzzuweisung 
kommen, die Kindern die Möglichkeit gibt, dieses Grundrecht auch auszuüben. Das 
es zu Spannungen kommen kann, wenn es sich um Kleinkinder handelt, die sich noch 
nicht verbal äußern können oder denen die Tragweite einer Veröffentlichung des 
hergestellten Bildes nicht bewusst ist, weil es ihnen noch an Medienkompetenz fehlt, 
ist natürlich. Es muss aber bei den Eltern ein Bewusstsein dafür geschaffen werden, 
dass die Veröffentlichung eines Bildes egal welchen Inhalts, das Persönlichkeitsrecht 
des Kindes verletzen kann. Zusammenfassend ist daher zu sagen, dass das Selbstbe-
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stimmungsrecht für Kinder in Deutschland durch starre Altersgrenzen eingeschränkt 
wird.  
3.3.2. Verletzung der Selbstbestimmung durch Verbreitung 
Die Verbreitung im familiären Umkreis sei weder durch §201a StGB noch §33 Kun-
stUrhG geregelt (Müller-Riemenschneider, 2013, S. 41). Doch auch diese Verbreitung 
kann eine Verletzung des Rechts am eigenen Bild und somit der kindlichen Selbstbe-
stimmung bedeuten. Warum eine solche Zuwiderhandlung heutzutage immer öfter 
und vor allen Dingen in sozialen Netzwerken stattfindet, geht mit der Annahme ein-
her, dass das Kind nicht als sozialer Akteur in seiner Gesellschaft anerkannt wird. Seine 
Agency sei zu schwach ausgeprägt, als das seine Meinung besonders in dieser „ba-
nalen“ Angelegenheit wichtig sei (Ballet, Biggeri, & Comim, 2011, S. 29 ff.). Aber wie 
bereits erörtert, kann das Bild eines Menschen zu seiner Persönlichkeitsentwicklung 
beitragen und beinhaltet nach Temuulen (2006) eine Identifizierungs-, Individualisie-
rungs- und Individuierungsfunktion. Vordergründig könne durch ein Bild eine Person 
identifiziert werden und sie selbst könne sich durch dessen Herstellung identifizieren. 
Die Individualisierungsfunktion eines Bildes beschreibe zusätzlich die Möglichkeit, sich 
durch ein Bildnis von anderen abzuheben und durch die dargestellte Situation in ei-
nen persönlichen Kontext zu bringen. Die Individuierungsfunktion eines Bildes be-
zeichne die sich daraus ergebende Möglichkeit, sich anderen zu präsentieren(ebd., 
S. 88). Ob diese Funktionen mit einem Bild erreicht werden sollen, sollte durch die 
abgebildete Person selbst entschieden werden. Denn es handelt sich um persönliche 
Aspekte der Selbstdarstellung.  
3.3.3. Internationale Vorgaben 
Weder im deutschen Rechtssystem noch in der KRK findet sich das spezielle Recht 
auf Selbstbestimmung. Im deutschen Rechtssystem ist es Ausfluss der freien Entfaltung 
der Persönlichkeit aus Art. 2 Abs. 1 GG. In der KRK lässt sich das Recht auf Selbstbe-
stimmung aus der Zusammenschau der einzelnen Artikel ableiten, so etwa aus Artt. 
12, 13 und 15 (s. Annex S. 48). Im GC 718 des UN-ARK wird darauf verwiesen, dass be-
reits im frühen Kindesalter die Einhaltung der Kinderrechte gegeben sein sollte (UN-
ARK, 2006, S. 2, II 2.c). Unter der frühen Kindheit wird hier die Zeit von der Geburt bis 
zum 8. Lebensjahr verstanden(ebd., S.2, III 4.). Dadurch wird  der Status des Kindes als 
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sozialer Akteur trotz des jungen Alters verstärkt. Die Meinung des Kindes sollte also so 
früh wie möglich berücksichtigt und seine Rechte geschützt werden. Dadurch würde 
man zum einen Art. 12 KRK gerecht werden und zum anderen das Kindeswohl auch 
innerhalb der Familie stärker berücksichtigen(ebd., S. 7, III 14. a,b). Eine Erweiterung 
der General Comments um den Aspekt der Selbstbestimmung von Kindern - insbe-
sondere im Zeitalter der neuen Medien - könnte einen Diskurs über das Recht am ei-
genen Bild von Kindern öffnen und zum Schutz des allgemeinen Persönlichkeitsrechts 
von Kindern beitragen, den es in der Form noch nicht gibt. Welche Konsequenzen 
würden sich ergeben, würde das Recht auf Selbstbestimmung auch bei Minderjähri-
gen mehr im Vordergrund stehen? Das Eltern- und Erziehungsrecht rückte gegenüber 
den Kinderrechten in den Hintergrund. 
3.3.4. Pro-Selbstbestimmung von Kindern und Jugendlichen 
3.3.4.1. Alter 
Das Alter ist ein soziales Merkmal, das bestimmt, wie eine Person behandelt wird und 
was ihr Aktionsrahmen ist. Gemäß dem Alter würden Rechte zugeteilt und - unab-
hängig vom Einzelfall - Gruppen marginalisiert, die entweder zu jung oder zu alt seien 
(Breen, 2006). Es müsse aber vielmehr um das Individuum gehen und nicht um Grup-
penzugehörigkeit, erklärt Breen (2006) weiter. Die Annahme, dass die Kapazitäten 
eines Kindes unter einem bestimmten Alter noch nicht ausreichend ausgereift seien, 
speist sich aus dem Schutzmodel vorherrschender Rechtssysteme (ebd., S.23 ff.).  
Zwar hält sich im soziologischen Diskurs die Ansicht, dass Kinder und Jugendliche 
mittlerweile nicht mehr nur als Individuen gesehen werden, die gesellschaftliche Pro-
zesse internalisieren, sondern die diese auch aktiv mitbestimmen. Dennoch herrscht 
in der Praxis die Annahme vor, dass Kinder schutzbedürftig sind und dadurch nur 
Bruchteile ihrer Rechte ausleben können (Tuukkanen, Kankaanranta, & Wilska, 2013, 
S. 132). Hinzu kommt eine imaginäre Altersgrenze von 14 Jahren, ab der Jugendli-
chen Einsichtsfähigkeit zugetraut wird. Aber gerade diese institutionalisierten Alters-
grenzen hätten oftmals keine Aussagekraft über die Kompetenzfähigkeit eines Kindes 
(Morrow, 2013, S. 153). Wie bereits angesprochen, sind Kinder ab dem siebten Le-
bensjahr beschränkt geschäftsfähig. Dies dient zum einen dazu, dass Kinder unbe-
straft Alltagsgeschäfte durchführen können, wie zum Beispiel einen Kaugummi kau-
fen. Auf der anderen Seite könnte man dazu sagen, die Kaufkraft in einem kapitalisti-
schen System solle verjüngt werden. Dennoch dürfen Kinder Entscheidungen, die ihr 
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Leben betreffen, erst mit 14. Jahren beeinflussen, da ihnen zuvor noch keine Kompe-
tenz zugetraut wird.  
Geht man von Piaget´s Entwicklungsstadien eines Kindes aus, befinde es sich ab 
dem 8. Lebensjahr in der konkret operationalen Phase und sei bereits in der Lage 
Prozesse differenziert zu betrachten (Malerstein & Ahern, 1979). Wie ein Individuum 
mit seinen Mitmenschen interagiert, habe enormen Einfluss auf seine Intelli-
genzausprägung (Carpendale, 2000). Deshalb kann nicht nur von einem bestimmten 
Altersstadium ausgegangen werden, sondern es muss zu einer Abwägung des Einzel-
falls kommen, wenn es um die Einsichtsfähigkeit von Kindern geht. Das Alter sollte 
also kein Kriterium für die Kompetenzvergabe sein (Breen, 2006, S. 24).  
Bei den Wahlen zum deutschen Bundestag dürfen Kinder nicht teilnehmen. Das 
Wahlalter liegt bei 18 Jahren. Man geht davon aus, Kinder seien leicht zu beeinflus-
sen und ihre Kompetenzfähigkeit sei noch nicht ausreichend ausgeprägt (Perpetua 
& Woodhead, 2003, S. 235). Aktuelle Jugendstudien zeigten aber, dass unter Minder-
jährigen bereits vor dem 14. Lebensjahr ein starkes Bewusstsein für politische Prozesse 
vorhanden ist (DKHW, 2014). Hinzukomme, dass auch erwachsene Personen durch 
externe Medien in ihrer Entscheidungsfindung beeinflusst werden  und somit nicht 
weniger beeinflussbar sind als junge Bürger eines Landes (Perpetua & Woodhead, 
2003, S. 269). Ähnlich kann auch das Recht am eigenen Bild betrachtet werden. Es 
handelt sich dabei um ein Recht, dass wie das Wahlrecht jedem zustehen sollte. Die 
Kompetenz darüber zu entscheiden, was gut für einen selbst ist, sollte bei der Person 
selbst liegen und nicht immer bei den gesetzlichen Vertretern. Das Alter sollte viel-
mehr als Orientierungshilfe dienen und nicht als feste Grenze (Breen, 2006, S. 43).  
3.3.4.2. Verantwortung 
Kinder und Jugendliche können und wollen mehr Verantwortung übernehmen. Es 
sollten dabei jedoch nicht die gleichen Verantwortungen sein, die auch Erwachsene 
haben (Bjerke, 2011, S. 76). In einem Vergleich zu früheren Studien konnte Bjerke 
(2011) feststellen, dass es einen starken Willen von Seiten des Kindes gibt, sich an wirt-
schaftlichen Prozessen zu beteiligen und Verantwortung für andere zu übernehmen. 
Er merkte zudem an, dass unterschieden werden müsse zwischen „verantwortungs-
voll sein“ und „verantwortungsvoll handeln“ (ebd., S. 76). Beide Ansichten trügen zu 
einer besseren Akzeptanz von Kindern bei, wenn man sie bestimmte Rechte mehr 
ausüben lasse. Dadurch würde die Ansicht des Kindes als autonomes Individuum ge-
stärkt. Es sollte demnach nicht unterschieden werden zwischen den Verantwortun-
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gen eines Erwachsenen und denen eines Kindes, sondern darauf geachtet werden, 
dass es mit zunehmendem Alter zu mehr Verantwortung kommt. Die Kompetenz, mit 
dieser Verantwortung umzugehen, ist ein Entwicklungsprozess, der anerkannt werden 
sollte, um dem Kind seine Verantwortung zu lassen. Denn nur durch Erfahrungen 
kann eine Person zu einem autonomen Bürger heranwachsen (Holdsworth, 2005, S. 
150). Ebenso verhält es sich mit dem Persönlichkeitsrecht des Kindes im Recht am 
eigenen Bild. Kinder und Jugendliche können selber die Verantwortung für ein Bild 
übernehmen. Damit diese Verantwortung dem Minderjährigen übertragen werden 
kann, muss es zu einem Austausch bezüglich der Rechte des Kindes mit dem Kind 
kommen. Zusätzlich braucht es eine adaptierte Medienkompetenzbildung (Piltz, 
2013). Diese sollte in Anbetracht der fortschreitenden Digitalisierung des Alltags so 
früh wie möglich entweder auf familiärer oder auf institutioneller Ebene eingebunden 
werden.  
Die Akzeptanz des Kindes als gleichberechtigten Rechtsträger unter Berücksichti-
gung des Entwicklungsaspektes würde nicht nur dazu führen, dass die Interessen von 
Kindern und Jugendlichen respektiert würden, sondern auch die Gegenüberstellung 
zu Erwachsenen minimieren. Dieser Umstand würde Erwachsenen zudem eine Ver-
antwortung abnehmen.  
3.3.4.3. Kompetenzen/Kapazitäten 
Kinder seien noch immer eine marginalisierte Gruppe, die von den Eltern abhänge 
(Ballet, Biggeri, & Comim, 2011, S. 25). Von dieser Annahme ausgehend, ist es Minder-
jährigen nicht möglich, Entscheidungen zu treffen. Der paternalistische Schutzge-
danke vieler westlicher Länder führe zudem zu einer ausufernden Entscheidungskraft 
der Eltern, die das Selbstbestimmungsrecht untergrabe. Wenn man jedoch vom 
„capability approach“ nach Sen (1999) ausgeht, beeinflussen Entscheidungen, die 
im frühen Kindesalter getroffen werden, die Fähigkeiten späterer Entscheidungsfin-
dung gravierend. Demnach sollte Minderjährigen bereits früh die Möglichkeit gege-
ben werden, über sich selbst zu bestimmen. Unter dem „capability approach“ ver-
stehe man das Zusammenspiel von persönlichen Kompetenzen und sozialen Mög-
lichkeiten (Stoecklin, 2013, S. 454). Je stärker dieses Zusammenspiel ausgeprägt ist, 
umso höher ist die Kompetenz des Kindes als sozialer Akteur. Dadurch würde nicht 
nur die Selbstbestimmung, sondern auch die Agency einer Person gestärkt (Ballet, 
Biggeri, & Comim, 2011, S. 40). Kindern und Jugendlichen müsse der Freiraum gelas-
sen werden, Entscheidungen selber zu treffen (Guyer, Rieveschl, & Harrison, 1982). 
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Kinder erlernten diese Kapazitäten schließlich durch das Durchleben verschiedener 
Lebensphasen sowie durch aktives Lernen und Beteiligung (Bellon, 2002, S. 109). Nur 
so könne rationelles und gewissenhaftes Denken gefördert werden. Die Unterstützung 
dieses Prozesses durch die gesetzlichen Vertreter sei notwendig, um Selbstbestim-
mungsrechte anzustreben (ebd., S. 112). 
Beim Recht am eigenen Bild sollte somit dem Kind die Freiheit von Seiten der Eltern 
gegeben werden, über die Veröffentlichung eines Bildes zu entscheiden. Dadurch 
gibt man dem Kind einerseits die Möglichkeit zur Selbstbestimmung und andererseits 
die Möglichkeit diese Kompetenz weiter zu entwickeln. Es handele sich dabei schließ-
lich um die gleichen Persönlichkeitsrechte, die auch Erwachsene anstreben (Ballet, 
Biggeri, & Comim, 2011, S. 40).  
3.3.4.4. Fazit 
Unter Berücksichtigung der Ergebnisse dieses Kapitels muss Kindern und Jugendlichen 
unabhängig vom Alter Kompetenz zugewiesen werden. Damit diese „Freiheit“ auch 
gewährt werden kann, müsse bei den gesetzlichen Vertretern angefangen werden 
(Comim, 2011, S. 336). Da es sich bei der Familie um eine der ersten Sozialisations-
instanzen handelt, sollte es insbesondere hier zu einer Sensibilisierung der Persönlich-
keitsrechte von Kindern kommen. Denn um Kinderrechte ausleben zu können, muss 
dort angefangen werden, wo sie am meisten gebraucht werden: im Alltag und in-
nerhalb der Familie. Wenn es bereits hier nicht zu einem Respekt der Kinderrechte 
kommt, wie kann es dann außerhalb der Familie zur Einhaltung kommen? Es ist einer-
seits die Aufgabe der Eltern, ihre Kinder über ihre Rechte zu informieren, andererseits 
müsse ihnen aber auch die Freiheit gegeben werden, diese auszuleben und zu re-
flektieren (Liebel, Saadi, & Robin, 2010, S. 227). Die Kinder müssten dabei eine Ver-
bindung zwischen diesen Rechten und ihrem eigenen Leben erkennen, damit dieses 
Recht auch realistisch umgesetzt werden kann (ebd.). 
Das Kinder nur bis zu einem bestimmten Grad an Entscheidungen teilhaben kön-
nen, sei ein Resultat institutioneller Regelungen, die sich nach dem Entwicklungsstand 
von Minderjährigen richten (Breen, 2006, S. 3). Der Einzelfall wird nicht berücksichtigt. 
Juristische Altersgrenzen können negativ auf die Kompetenzeinschätzung der Eltern 
einwirken und ihnen ein Bild von Kindheit vorgeben, dass auf ihre Kinder so nicht zu-
treffen muss. Sie sind daher eher repressiv als persönlichkeitsschützend und rücken 
das Kind in eine Position der Schutzbedürftigkeit und Kompetenzlosigkeit.  
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4. Exkurs: Persönlichkeitsrecht in Großbritannien 
 
Da Großbritannien keine geschriebene Verfassung hat und die Rechtsprechung ein-
zelfallorientiert ist, kann es zunächst gar kein verfassungsrechtlich garantiertes Persön-
lichkeitsrecht geben.  Der anglo-amerikanische Raum kenne nur den Schutz einzel-
ner Persönlichkeitsrechte (Osiander, 1993, S. 71). In Großbritannien existiert weiterhin  
keine strafrechtliche Vorschrift zum Schutz des Persönlichkeitsrechts und des Rechts 
am eigenen Bild (Hengst, 2012, S. 203). Demnach würden Abbildungen nur dann ge-
schützt, wenn sie unter einem klaren Vertrauensbruch erlangt wurden („breach of 
cofidence“) und wenn nachgewiesen werden kann, dass die abgebildete Person 
auf einen Informationsschutz hoffen konnte. Wenn dies nicht der Fall ist, wovon in 
den meisten Abbildungen, die durch Eltern hergestellt werden, ausgegangen wer-
den kann, gibt es absolut keinen Schutz für Minderjährige vor unbefugt hergestellten 
und veröffentlichten Aufnahmen. Allerdings erstreckt sich diese Tatsache unabhän-
gig vom Alter auf alle Personen und es kann daher nicht von einer einzelnen Benach-
teiligung der Zivilrechte des Kindes ausgegangen werden. 
5. Conclusio 
 
Die Familie bildet die Grundlage für das soziale Gefüge und ist erster Sozialisations-
punkt für Kinder und Jugendliche. Es soll daher nicht zu einer Auseinandersetzung 
zwischen Kindern und Jugendlichen kommen, sondern eher zu einer Sensibilisierung 
der bestehenden Rechte jedes einzelnen. Denn in jeder familiären Auseinanderset-
zung, sei es durch das Strafrecht tangiert oder nicht, sollte es gemäß dem Europäi-
schen Übereinkommen zu einer innerfamiliären Schlichtung kommen (Lenzer & Gran, 
2011). Dennoch kann darüber hinaus nicht die Integrität des Kindes angezweifelt 
werden, indem seine Rolle als sozialer Akteur negiert wird. Jeder Mensch hat gemäß 
nationaler Rechtsprechung und internationaler Völkerverträge das Recht auf den 
Schutz seiner Persönlichkeit. Wenn aber im ersten Sozialisationskreis diese Idee nicht 
respektiert wird, kann es auch auf weiterführender Ebene keine Umsetzung dieser 
Rechte geben. Im Kontext des Rechts am eigenen Bild haben besonders mündige 
Staatsbürger die Möglichkeit von diesem Recht Gebrauch zu machen.  
Auch Kinder sollten über ihre Persönlichkeitsrechte aufgeklärt werden. Genauso 
müssen Eltern sensibilisiert werden, wie sie mit Bildnissen ihrer Kinder umgehen dürfen, 
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ohne deren Persönlichkeitsrecht zu verletzen. Hinzukommen sollte eine Förderung der 
Medienkompetenz, sowohl auf kindlicher als auch elterlicher Seite. Denn die Kennt-
nisse über digitale Verarbeitungs- und Veröffentlichungsprozesse in den Neuen Me-
dien sind nicht allen bekannt und es kommt nach wie vor zu Veröffentlichungen von 
Bildnissen, die dem Ansehen einer Person schaden könnten, auch wenn der Herstel-
ler eines Bildes nicht dieses Ziel hatte.  
Die Verletzung des Rechts am eigenen Bild stellt auch eine Untergrabung des 
Selbstbestimmungsgrundsatzes dar, der prinzipiell für jede Person gilt. Durch die be-
stehenden Völkerrechtsverträge und im speziellen die UN-KRK wird dieser Grundsatz 
nicht einzeln betrachtet. Er ergibt sich aus der Gesamtheit der einzelnen Artikel. Auf 
internationaler Ebene sollte diesem Selbstbestimmungsgrundsatz ein besonderer Stel-
lenwert zukommen und durch den Ausschuss über die Rechte des Kindes diskutiert 
werden, um eine weitere Sensibilisierung für die Rechte der Kinder auch im innerfami-
liären Kreis zu erzielen. Denn es wird besonders in internationalen Kontexten von Kin-
derrechten gesprochen, nicht aber im privaten Umfeld, wo die Berücksichtigung der 
Meinung eines Kindes öfter negiert wird, als es nach dem Grundsatz der UN-KRK sein 
sollte. In der Präambel der UN-KRK wird von der Familie verlangt, dem Kind jene As-
pekte beizubringen, die es zu einem vollwertigen Mitglied der Gesellschaft mache. 
Demnach sollte es auch Aufgabe der Familie sein, Kinder über ihre Rechte zu infor-
mieren und diese nicht zu übergehen. Der Staat könnte hier eine übergeordnete Rol-
le spielen und Elternhäusern bzw. den gesetzlichen Vertretern eines Kindes bewusst 
machen, in welchen strafrechtlichen Raum der Persönlichkeitsverletzung sie sich mit 
der Veröffentlichung eines Bildes bringen können. Denn zum einen kann dadurch 
das Persönlichkeitsrecht des Kindes respektiert werden und zum anderen wird ver-
hindert, dass Kinderbilder durch andere zu sexuellen Zwecken missbraucht werden.  
Die veranlassten Änderungen des Strafrechts zum Schutz des Kindes vor Miss-
brauch und unbefugter Nacktaufnahme zu kommerziellen Zwecken ist eine Maß-
nahme, die versucht, potentielle Täter auf anderer Ebene abzuschrecken, die aber 
vor allen Dingen erst dann greift, wenn es bereits zu einer Tat gekommen ist. Es han-
delt sich daher eher um eine Symbolpolitik. Es bedarf aber vielmehr Präventionsmaß-
nahmen auf gesellschaftlicher und institutioneller Ebene, die den wahren Charakter 
von Kindesmissbrauch erfassen.  
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Durch die Änderungen im §201a StGB kommt es somit weder zu einem effektiven 
Schutz gegen Missbrauch, noch zu einem effektiven Schutz des Persönlichkeitsrechts 
von Kindern und Jugendlichen. 
5.1. Denkanstöße 
 
Die sich aus der Arbeit ergebenden Fragen können als Inspiration für die Diskussionen 
folgender Problemstellungen dienen: 
 
- Das Persönlichkeitsrecht von Kindern in der UN-KRK 
- Das private Bild des Kindes in sozialen Netzwerken 
- Medienkompetenz für Eltern und Kinder im Zeitalter von komplexen Datenver-
arbeitungsprozessen 
- Die Persönlichkeitsrechte des Kindes innerhalb familiärer Konstrukte 
- Evidenzbasierte Maßnahmen auf institutioneller Ebene gegen (Cy-
ber)Mobbing 
- Maßnahmen gegen die Verbreitung von Bildern im Internet, die potenzielles 
Material für pedo-bzw. hebephile Personen sein können 
- Interdisziplinäre Zusammenarbeit in der Fahndung von kinder- und jugendpor-
nografischem Material auf Grundlage der drei Ebenen (Kapitel 2.3.) 
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Annex 
Gesetzestexte 
I Nationale Gesetzestexte 
StGB - Strafgesetzbuch 
§201a – Verletzung des höchstpersönlichen Le-
bensbereichs durch Bildaufnahmen - alt 
(1) Wer von einer anderen Person, die sich in 
einer Wohnung oder einem gegen Ein-
blick besonders geschützten Raum befin-
det, unbefugt Bildaufnahmen erstellt oder 
überträgt und dadurch deren höchstper-
sönlichen Lebensbereich verletzt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer eine Tat nach 
Absatz 1 hergestellte Bildaufnahme ge-
braucht oder einem Dritten zugänglich 
macht. 
(3) Wer eine befugt hergestellte Bildaufnah-
me von einer anderen Person, die sich in 
einer Wohnung oder einem gegen Ein-
blick besonders geschützten Raum befin-
det, wissentlich unbefugt einem Dritten 
zugänglich macht und dadurch deren 
höchstpersönlichen Lebensbereich ver-
letzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
(4) Die Bildträger sowie Bildaufnahmegeräte 
oder andere technische Mittel, die der 
Täter oder Teilnehmer verwendet hat, 
können eingezogen werden. §74a ist an-
zuwenden 
 
§201a – Verletzung des höchstpersönlichen Le-
bensbereichs durch Bildaufnahmen - neu 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
1. von einer anderen Person, die sich in 
einer Wohnung oder einem gegen 
Einblick besonders geschützten Raum 
befindet, unbefugt eine Bildaufnah-
me herstellt oder überträgt und 
dadurch den höchstpersönlichen Le-
bensbereich der abgebildeten Per-
son verletzt, 
2. eine Bildaufnahme, die die Hilflosig-
keit einer anderen Person zur Schau 
stellt, unbefugt herstellt oder über-
trägt und dadurch den höchstpersön-
lichen Lebensbereich der abgebilde-
ten Person verletzt, 
3. eine durch eine Tat nach den Num-
mern 1 oder 2 hergestellte Bildauf-
nahme gebraucht oder einer dritten 
Person zugänglich macht oder 
4. eine befugt hergestellte Bildaufnah-
me der in den Nummern 1 oder 2 be-
zeichneten Art wissentlich unbefugt 
einer dritten Person zugänglich macht 
und dadurch den höchstpersönlichen 
Lebensbereich der abgebildeten Per-
son verletzt. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt von 
einer anderen Person eine Bildaufnahme, 
die geeignet ist, dem Ansehen der abge-
bildeten Person erheblich zu schaden, ei-
ner dritten Person zugänglich macht. 
(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
mit Geldstrafe wird bestraft, wer eine 
Bildaufnahme, die die Nacktheit einer 
anderen Person unter achtzehn Jahren 
zum Gegenstand hat, 
1. herstellt oder anbietet, um sie einer 
dritten Person gegen Entgelt zu ver-
schaffen, oder 
2. sich oder einer dritten Person gegen 
Entgelt verschafft. 
(4) Absatz 1 Nummer 2, auch in Verbindung 
mit Absatz 1 Nummer 3 oder Nummer 4, 
Absatz 2 und 3 gelten nicht für Handlun-
gen, die in Wahrnehmung überwiegen-
der berechtigter Interessen erfolgen, na-
mentlich der Kunst oder der Wissenschaft, 
der Forschung oder der Lehre, der Be-
richterstattung über Vorgänge des Zeit-
geschehens oder der Geschichte oder 
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ähnlichen Zwecken dienen. 
(5) Die Bildträger sowie Bildaufnahmegeräte 
oder andere technische Mittel, die der 
Täter oder Teilnehmer verwendet hat, 
können eingezogen werden. § 74a ist an-
zuwenden. 
 
 
§19 Schuldunfähigkeit des Kindes 
Schuldunfähig ist, wer bei Begehung der Tat noch nicht vierzehn Jahre alt ist. 
 
§ 74 Voraussetzungen der Einziehung 
(1) Ist eine vorsätzliche Straftat begangen worden, so können Gegenstände, die durch sie hervorge-
bracht oder zu ihrer Begehung oder Vorbereitung gebraucht worden oder bestimmt gewesen sind, 
eingezogen werden. 
(2) Die Einziehung ist nur zulässig, wenn  
1. die Gegenstände zur Zeit der Entscheidung dem Täter oder Teilnehmer gehören oder zustehen oder 
2. die Gegenstände nach ihrer Art und den Umständen die Allgemeinheit gefährden oder die Gefahr 
besteht, daß sie der Begehung rechtswidriger Taten dienen werden. 
(3) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 Nr. 2 ist die Einziehung der Gegenstände auch zulässig, 
wenn der Täter ohne Schuld gehandelt hat. 
(4) Wird die Einziehung durch eine besondere Vorschrift über Absatz 1 hinaus vorgeschrieben oder zuge-
lassen, so gelten die Absätze 2 und 3 entsprechend. 
 
§ 176 Sexueller Mißbrauch von Kindern 
(1) Wer sexuelle Handlungen an einer Person unter vierzehn Jahren (Kind) vornimmt oder an sich von 
dem Kind vornehmen läßt, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer ein Kind dazu bestimmt, daß es sexuelle Handlungen an einem Dritten vor-
nimmt oder von einem Dritten an sich vornehmen läßt. 
(3) In besonders schweren Fällen ist auf Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr zu erkennen. 
(4) Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer  
1. sexuelle Handlungen vor einem Kind vornimmt, 
2. ein Kind dazu bestimmt, dass es sexuelle Handlungen vornimmt, soweit die Tat nicht nach Absatz 1 
oder Absatz 2 mit Strafe bedroht ist, 
3. auf ein Kind mittels Schriften (§ 11 Absatz 3) oder mittels Informations- oder Kommunikationstechnolo-
gie einwirkt, um  
a) das Kind zu sexuellen Handlungen zu bringen, die es an oder vor dem Täter oder einer dritten Person 
vornehmen oder von dem Täter oder einer dritten Person an sich vornehmen lassen soll, oder 
b) um eine Tat nach § 184b Absatz 1 Nummer 3 oder nach § 184b Absatz 3 zu begehen, oder 
4. auf ein Kind durch Vorzeigen pornographischer Abbildungen oder Darstellungen, durch Abspielen 
von Tonträgern pornographischen Inhalts, durch Zugänglichmachen pornographischer Inhalte mittels 
Informations- und Kommunikationstechnologie oder durch entsprechende Reden einwirkt. 
(5) Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer ein Kind für eine Tat nach 
den Absätzen 1 bis 4 anbietet oder nachzuweisen verspricht oder wer sich mit einem anderen zu einer 
solchen Tat verabredet. 
(6) Der Versuch ist strafbar; dies gilt nicht für Taten nach Absatz 4 Nr. 3 und 4 und Absatz 5. 
 
§ 184bVerbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Schriften 
(1) Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer 
 1. 
eine kinderpornographische Schrift verbreitet oder der Öffentlichkeit zugänglich macht; kinderpor-
nographisch ist eine pornographische Schrift (§ 11 Absatz 3), wenn sie zum Gegenstand hat: 
  a) sexuelle Handlungen von, an oder vor einer Person unter vierzehn Jahren (Kind), 
  b) 
die Wiedergabe eines ganz oder teilweise unbekleideten Kindes in unnatürlich geschlechtsbe-
tonter Körperhaltung oder 
  c) 
die sexuell aufreizende Wiedergabe der unbekleideten Genitalien oder des unbekleideten Ge-
säßes eines Kindes, 
 2. 
es unternimmt, einer anderen Person den Besitz an einer kinderpornographischen Schrift, die ein 
tatsächliches oder wirklichkeitsnahes Geschehen wiedergibt, zu verschaffen, 
 3. eine kinderpornographische Schrift, die ein tatsächliches Geschehen wiedergibt, herstellt oder 
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 4. 
eine kinderpornographische Schrift herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, anbietet, bewirbt oder es 
unternimmt, diese Schrift ein- oder auszuführen, um sie oder aus ihr gewonnene Stücke im Sinne der 
Nummer 1 oder 2 oder des § 184d Absatz 1 Satz 1 zu verwenden oder einer anderen Person eine 
solche Verwendung zu ermöglichen, soweit die Tat nicht nach Nummer 3 mit Strafe bedroht ist. 
(2) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande, die sich 
zur fortgesetzten Begehung solcher Taten verbunden hat, und gibt die Schrift in den Fällen des Absatzes 
1 Nummer 1, 2 und 4 ein tatsächliches oder wirklichkeitsnahes Geschehen wieder, so ist auf Freiheitsstra-
fe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren zu erkennen. 
(3) Wer es unternimmt, sich den Besitz an einer kinderpornographischen Schrift, die ein tatsächliches 
oder wirklichkeitsnahes Geschehen wiedergibt, zu verschaffen, oder wer eine solche Schrift besitzt, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(4) Der Versuch ist strafbar; dies gilt nicht für Taten nach Absatz 1 Nummer 2 und 4 sowie Absatz 3. 
(5) Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 3 gelten nicht für Handlungen, die ausschließlich der rechtmäßigen 
Erfüllung von Folgendem dienen: 
 1. staatliche Aufgaben, 
 2. Aufgaben, die sich aus Vereinbarungen mit einer zuständigen staatlichen Stelle ergeben, oder 
 3. dienstliche oder berufliche Pflichten. 
(6)In den Fällen des Absatzes 2 ist § 73d anzuwenden. Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach 
Absatz 1 Nummer 2 oder 3 oder Absatz 3 bezieht, werden eingezogen. § 74a ist anzuwenden. 
§ 184c Verbreitung, Erwerb und Besitz jugendpornographischer Schriften 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
 1. 
eine jugendpornographische Schrift verbreitet oder der Öffentlichkeit zugänglich macht; jugend-
pornographisch ist eine pornographische Schrift (§ 11 Absatz 3), wenn sie zum Gegenstand hat: 
  a) 
sexuelle Handlungen von, an oder vor einer vierzehn, aber noch nicht achtzehn Jahre alten 
Person oder 
  b) 
die Wiedergabe einer ganz oder teilweise unbekleideten vierzehn, aber noch nicht achtzehn 
Jahre alten Person in unnatürlich geschlechtsbetonter Körperhaltung, 
 2. 
es unternimmt, einer anderen Person den Besitz an einer jugendpornographischen Schrift, die ein 
tatsächliches oder wirklichkeitsnahes Geschehen wiedergibt, zu verschaffen, 
 3. eine jugendpornographische Schrift, die ein tatsächliches Geschehen wiedergibt, herstellt oder 
 4. 
eine jugendpornographische Schrift herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, anbietet, bewirbt oder es 
unternimmt, diese Schrift ein- oder auszuführen, um sie oder aus ihr gewonnene Stücke im Sinne der 
Nummer 1 oder 2 oder des § 184d Absatz 1 Satz 1 zu verwenden oder einer anderen Person eine 
solche Verwendung zu ermöglichen, soweit die Tat nicht nach Nummer 3 mit Strafe bedroht ist. 
(2) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande, die sich 
zur fortgesetzten Begehung solcher Taten verbunden hat, und gibt die Schrift in den Fällen des Absatzes 
1 Nummer 1, 2 und 4 ein tatsächliches oder wirklichkeitsnahes Geschehen wieder, so ist auf Freiheitsstra-
fe von drei Monaten bis zu fünf Jahren zu erkennen. 
(3) Wer es unternimmt, sich den Besitz an einer jugendpornographischen Schrift, die ein tatsächliches 
Geschehen wiedergibt, zu verschaffen, oder wer eine solche Schrift besitzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(4) Absatz 1 Nummer 3, auch in Verbindung mit Absatz 5, und Absatz 3 sind nicht anzuwenden auf 
Handlungen von Personen in Bezug auf solche jugendpornographischen Schriften, die sie ausschließlich 
zum persönlichen Gebrauch mit Einwilligung der dargestellten Personen hergestellt haben. 
(5) Der Versuch ist strafbar; dies gilt nicht für Taten nach Absatz 1 Nummer 2 und 4 sowie Absatz 3. 
(6) § 184b Absatz 5 und 6 gilt entsprechend. 
§ 185 Beleidigung 
Die Beleidigung wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe und, wenn die Beleidigung 
mittels einer Tätlichkeit begangen wird, mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
§ 186 Üble Nachrede 
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Wer in Beziehung auf einen anderen eine Tatsache behauptet oder verbreitet, welche denselben ver-
ächtlich zu machen oder in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen geeignet ist, wird, wenn nicht 
diese Tatsache erweislich wahr ist, mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe und, wenn 
die Tat öffentlich oder durch Verbreiten von Schriften (§ 11 Abs. 3) begangen ist, mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
§ 187 Verleumdung 
Wer wider besseres Wissen in Beziehung auf einen anderen eine unwahre Tatsache behauptet oder 
verbreitet, welche denselben verächtlich zu machen oder in der öffentlichen Meinung herabzuwürdi-
gen oder dessen Kredit zu gefährden geeignet ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe und, wenn die Tat öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten von Schriften (§ 11 
Abs. 3) begangen ist, mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
§ 194 Strafantrag 
(1) Die Beleidigung wird nur auf Antrag verfolgt. Ist die Tat durch Verbreiten oder öffentliches Zugäng-
lichmachen einer Schrift (§ 11 Abs. 3), in einer Versammlung oder dadurch begangen, dass beleidigen-
de Inhalte mittels Rundfunk oder Telemedien der Öffentlichkeit zugänglich gemacht worden sind, so ist 
ein Antrag nicht erforderlich, wenn der Verletzte als Angehöriger einer Gruppe unter der nationalsozialis-
tischen oder einer anderen Gewalt- und Willkürherrschaft verfolgt wurde, diese Gruppe Teil der Bevölke-
rung ist und die Beleidigung mit dieser Verfolgung zusammenhängt. Die Tat kann jedoch nicht von Amts 
wegen verfolgt werden, wenn der Verletzte widerspricht. Der Widerspruch kann nicht zurückgenommen 
werden. Stirbt der Verletzte, so gehen das Antragsrecht und das Widerspruchsrecht auf die in § 77 Abs. 
2 bezeichneten Angehörigen über. 
(2) Ist das Andenken eines Verstorbenen verunglimpft, so steht das Antragsrecht den in § 77 Abs. 2 be-
zeichneten Angehörigen zu. Ist die Tat durch Verbreiten oder öffentliches Zugänglichmachen einer 
Schrift (§ 11 Abs. 3), in einer Versammlung oder durch eine Darbietung im Rundfunk begangen, so ist ein 
Antrag nicht erforderlich, wenn der Verstorbene sein Leben als Opfer der nationalsozialistischen oder 
einer anderen Gewalt- und Willkürherrschaft verloren hat und die Verunglimpfung damit zusammen-
hängt. Die Tat kann jedoch nicht von Amts wegen verfolgt werden, wenn ein Antragsberechtigter der 
Verfolgung widerspricht. Der Widerspruch kann nicht zurückgenommen werden. 
(3) Ist die Beleidigung gegen einen Amtsträger, einen für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichte-
ten oder einen Soldaten der Bundeswehr während der Ausübung seines Dienstes oder in Beziehung auf 
seinen Dienst begangen, so wird sie auch auf Antrag des Dienstvorgesetzten verfolgt. Richtet sich die 
Tat gegen eine Behörde oder eine sonstige Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahr-
nimmt, so wird sie auf Antrag des Behördenleiters oder des Leiters der aufsichtführenden Behörde ver-
folgt. Dasselbe gilt für Träger von Ämtern und für Behörden der Kirchen und anderen Religionsgesell-
schaften des öffentlichen Rechts. 
(4) Richtet sich die Tat gegen ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes oder eine andere 
politische Körperschaft im räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes, so wird sie nur mit Ermächti-
gung der betroffenen Körperschaft verfolgt. 
 
§ 201 Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt  
1. das nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen auf einen Tonträger aufnimmt oder 
2. eine so hergestellte Aufnahme gebraucht oder einem Dritten zugänglich macht. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt  
1. das nicht zu seiner Kenntnis bestimmte nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen mit einem 
Abhörgerät abhört oder 
2. das nach Absatz 1 Nr. 1 aufgenommene oder nach Absatz 2 Nr. 1 abgehörte nichtöffentlich gespro-
chene Wort eines anderen im Wortlaut oder seinem wesentlichen Inhalt nach öffentlich mitteilt. 
Die Tat nach Satz 1 Nr. 2 ist nur strafbar, wenn die öffentliche Mitteilung geeignet ist, berechtigte Interes-
sen eines anderen zu beeinträchtigen. Sie ist nicht rechtswidrig, wenn die öffentliche Mitteilung zur 
Wahrnehmung überragender öffentlicher Interessen gemacht wird. 
(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer als Amtsträger oder als für 
den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter die Vertraulichkeit des Wortes verletzt (Absätze 1 und 
2). 
(4) Der Versuch ist strafbar. 
(5) Die Tonträger und Abhörgeräte, die der Täter oder Teilnehmer verwendet hat, können eingezogen 
werden. § 74a ist anzuwenden. 
 
§ 205 Strafantrag 
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(1) In den Fällen des § 201 Abs. 1 und 2 und der §§ 202, 203 und 204 wird die Tat nur auf Antrag verfolgt. 
Dies gilt auch in den Fällen der §§ 201a, 202a und 202b, es sei denn, dass die Strafverfolgungsbehörde 
wegen des besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts wegen 
für geboten hält. 
(2) Stirbt der Verletzte, so geht das Antragsrecht nach § 77 Abs. 2 auf die Angehörigen über; dies gilt 
nicht in den Fällen der §§ 202a und 202b. Gehört das Geheimnis nicht zum persönlichen Lebensbereich 
des Verletzten, so geht das Antragsrecht bei Straftaten nach den §§ 203 und 204 auf die Erben über. 
Offenbart oder verwertet der Täter in den Fällen der §§ 203 und 204 das Geheimnis nach dem Tod des 
Betroffenen, so gelten die Sätze 1 und 2 sinngemäß. 
 
§ 223 Körperverletzung 
(1) Wer eine andere Person körperlich mißhandelt oder an der Gesundheit schädigt, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 
§ 225 Mißhandlung von Schutzbefohlenen 
(1) Wer eine Person unter achtzehn Jahren oder eine wegen Gebrechlichkeit oder Krankheit wehrlose 
Person, die  
1. seiner Fürsorge oder Obhut untersteht, 
2. seinem Hausstand angehört, 
3. von dem Fürsorgepflichtigen seiner Gewalt überlassen worden oder 
4. ihm im Rahmen eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses untergeordnet ist, 
quält oder roh mißhandelt, oder wer durch böswillige Vernachlässigung seiner Pflicht, für sie zu sorgen, 
sie an der Gesundheit schädigt, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Auf Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr ist zu erkennen, wenn der Täter die schutzbefohlene Person 
durch die Tat in die Gefahr  
1. des Todes oder einer schweren Gesundheitsschädigung oder 
2. einer erheblichen Schädigung der körperlichen oder seelischen Entwicklung 
bringt. 
(4) In minder schweren Fällen des Absatzes 1 ist auf Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren, in 
minder schweren Fällen des Absatzes 3 auf Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu er-
kennen. 
 
§ 240 Nötigung 
(1) Wer einen Menschen rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit einem empfindlichen Übel zu 
einer Handlung, Duldung oder Unterlassung nötigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 
(2) Rechtswidrig ist die Tat, wenn die Anwendung der Gewalt oder die Androhung des Übels zu dem 
angestrebten Zweck als verwerflich anzusehen ist. 
(3) Der Versuch ist strafbar. 
(4) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. Ein 
besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter  
1. eine andere Person zu einer sexuellen Handlung nötigt, 
2. eine Schwangere zum Schwangerschaftsabbruch nötigt oder 
3. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger mißbraucht. 
 
§ 241 Bedrohung 
(1) Wer einen Menschen mit der Begehung eines gegen ihn oder eine ihm nahestehende Person gerich-
teten Verbrechens bedroht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer wider besseres Wissen einem Menschen vortäuscht, daß die Verwirklichung 
eines gegen ihn oder eine ihm nahestehende Person gerichteten Verbrechens bevorstehe. 
 
KunstUrhG – Kunsturhebergesetz 
§ 22 
Bildnisse dürfen nur mit Einwilligung des Abgebildeten verbreitet oder öffentlich zur Schau gestellt wer-
den. Die Einwilligung gilt im Zweifel als erteilt, wenn der Abgebildete dafür, daß er sich abbilden ließ, 
eine Entlohnung erhielt. Nach dem Tode des Abgebildeten bedarf es bis zum Ablaufe von 10 Jahren 
der Einwilligung der Angehörigen des Abgebildeten. Angehörige im Sinne dieses Gesetzes sind der 
überlebende Ehegatte oder Lebenspartner und die Kinder des Abgebildeten und, wenn weder ein 
Ehegatte oder Lebenspartner noch Kinder vorhanden sind, die Eltern des Abgebildeten. 
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§ 23  
(1) Ohne die nach § 22 erforderliche Einwilligung dürfen verbreitet und zur Schau gestellt werden:  
1. Bildnisse aus dem Bereiche der Zeitgeschichte; 
2. Bilder, auf denen die Personen nur als Beiwerk neben einer Landschaft oder sonstigen Örtlich-
keit erscheinen; 
3. Bilder von Versammlungen, Aufzügen und ähnlichen Vorgängen, an denen die dargestellten 
Personen teilgenommen haben; 
4. Bildnisse, die nicht auf Bestellung angefertigt sind, sofern die Verbreitung oder Schaustellung 
einem höheren Interesse der Kunst dient. 
(2) Die Befugnis erstreckt sich jedoch nicht auf eine Verbreitung und Schaustellung, durch die ein be-
rechtigtes Interesse des Abgebildeten oder, falls dieser verstorben ist, seiner Angehörigen verletzt wird. 
 
§ 33  
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen den §§ 22, 23 ein 
Bildnis verbreitet oder öffentlich zur Schau stellt. 
(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 
 
JuArbSchG - Jugendarbeitsschutzgesetz 
§ 22 Gefährliche Arbeiten 
(1) Jugendliche dürfen nicht beschäftigt werden  
1. mit Arbeiten, die ihre physische oder psychische Leistungsfähigkeit übersteigen, 
2. mit Arbeiten, bei denen sie sittlichen Gefahren ausgesetzt sind, 
3. mit Arbeiten, die mit Unfallgefahren verbunden sind, von denen anzunehmen ist, daß Jugendli-
che sie wegen mangelnden Sicherheitsbewußtseins oder mangelnder Erfahrung nicht erkennen oder 
nicht abwenden können, 
4. mit Arbeiten, bei denen ihre Gesundheit durch außergewöhnliche Hitze oder Kälte oder starke 
Nässe gefährdet wird, 
5. mit Arbeiten, bei denen sie schädlichen Einwirkungen von Lärm, Erschütterungen oder Strahlen 
ausgesetzt sind, 
6. mit Arbeiten, bei denen sie schädlichen Einwirkungen von Gefahrstoffen im Sinne des Chemika-
liengesetzes ausgesetzt sind, 
7. mit Arbeiten, bei denen sie schädlichen Einwirkungen von biologischen Arbeitsstoffen im Sinne 
der Richtlinie 90/679/EWG des Rates vom 26. November 1990 zum Schutze der Arbeitnehmer gegen 
Gefährdung durch biologische Arbeitsstoffe bei der Arbeit ausgesetzt sind. 
(2) Absatz 1 Nr. 3 bis 7 gilt nicht für die Beschäftigung Jugendlicher, soweit  
1. dies zur Erreichung ihres Ausbildungszieles erforderlich ist, 
2. ihr Schutz durch die Aufsicht eines Fachkundigen gewährleistet ist und 
3. der Luftgrenzwert bei gefährlichen Stoffen (Absatz 1 Nr. 6) unterschritten wird. 
Satz 1 findet keine Anwendung auf den absichtlichen Umgang mit biologischen Arbeitsstoffen der 
Gruppen 3 und 4 im Sinne der Richtlinie 90/679/EWG des Rates vom 26. November 1990 zum Schutze 
der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch biologische Arbeitsstoffe bei der Arbeit. 
(3) Werden Jugendliche in einem Betrieb beschäftigt, für den ein Betriebsarzt oder eine Fachkraft für 
Arbeitssicherheit verpflichtet ist, muß ihre betriebsärztliche oder sicherheitstechnische Betreuung sicher-
gestellt sein. 
 
GG - Grundgesetz 
Artikel 2 
(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer 
verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt. 
(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist unverletz-
lich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden. 
 
Art 6  
(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung. 
(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen oblie-
gende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft. 
(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf Grund eines Gesetzes von der 
Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberechtigten versagen oder wenn die Kinder aus anderen 
Gründen zu verwahrlosen drohen. 
(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft. 
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(5) Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die gleichen Bedingungen für ihre leibliche 
und seelische Entwicklung und ihre Stellung in der Gesellschaft zu schaffen wie den  
 
BGB - Bürgerliches Gesetzbuch 
§ 104 Geschäftsunfähigkeit 
Geschäftsunfähig ist:  
1. wer nicht das siebente Lebensjahr vollendet hat, 
2. wer sich in einem die freie Willensbestimmung ausschließenden Zustand krankhafter Störung der Geis-
testätigkeit befindet, sofern nicht der Zustand seiner Natur nach ein vorübergehender ist. 
 
§ 107 Einwilligung des gesetzlichen Vertreters 
Der Minderjährige bedarf zu einer Willenserklärung, durch die er nicht lediglich einen rechtlichen Vorteil 
erlangt, der Einwilligung seines gesetzlichen Vertreters. 
 
FamFG - Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit 
 
§ 159 Persönliche Anhörung des Kindes 
(1) Das Gericht hat das Kind persönlich anzuhören, wenn es das 14. Lebensjahr vollendet hat. Betrifft das 
Verfahren ausschließlich das Vermögen des Kindes, kann von einer persönlichen Anhörung abgesehen 
werden, wenn eine solche nach der Art der Angelegenheit nicht angezeigt ist. 
(2) Hat das Kind das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet, ist es persönlich anzuhören, wenn die Neigun-
gen, Bindungen oder der Wille des Kindes für die Entscheidung von Bedeutung sind oder wenn eine 
persönliche Anhörung aus sonstigen Gründen angezeigt ist. 
(3) Von einer persönlichen Anhörung nach Absatz 1 oder Absatz 2 darf das Gericht aus schwerwiegen-
den Gründen absehen. Unterbleibt eine Anhörung allein wegen Gefahr im Verzug, ist sie unverzüglich 
nachzuholen. 
(4) Das Kind soll über den Gegenstand, Ablauf und möglichen Ausgang des Verfahrens in einer geeig-
neten und seinem Alter entsprechenden Weise informiert werden, soweit nicht Nachteile für seine Ent-
wicklung, Erziehung oder Gesundheit zu befürchten sind. Ihm ist Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
Hat das Gericht dem Kind nach § 158 einen Verfahrensbeistand bestellt, soll die persönliche Anhörung 
in dessen Anwesenheit stattfinden. Im Übrigen steht die Gestaltung der persönlichen Anhörung im Er-
messen des Gerichts. 
 
JArbSchSittV - Verordnung über das Verbot der Beschäftigung von Personen unter 18 Jahren mit sittlich 
gefährdenden Tätigkeiten 
Eingangsformel 
Auf Grund des § 37 Abs. 2 des Jugendarbeitsschutzgesetzes vom 9. August 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 
665), zuletzt geändert durch das Bundesurlaubsgesetz vom 8. Januar 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 2), wird 
mit Zustimmung des Bundesrates verordnet: 
§ 1Beschäftigungsverbote 
(1) Weibliche Jugendliche dürfen in Betrieben und bei Veranstaltungen aller Art als Nackttänzerinnen, 
Schönheitstänzerinnen oder Schleiertänzerinnen oder mit ähnlichen sie sittlich gefährdenden Tätigkei-
ten, 
insbesondere wenn sie dabei unbekleidet oder fast unbekleidet sind, nicht beschäftigt werden. 
(2) Weibliche Jugendliche dürfen als Tanzdamen, Eintänzerinnen, Tisch- oder Bardamen nicht beschäf-
tigt werden. 
(3) 
(4) 
§ 2- 
§ 3 Hinweis auf Bußgeld- und Strafvorschriften des Jugendarbeitsschutzgesetzes Zuwiderhandlungen 
gegen § 22 Abs. 1 Nr. 2 des Jugendarbeitsschutzgesetzes in Verbindung mit einem Beschäftigungsver-
bot nach § 1 dieser Verordnung werden nach § 58 Abs. 1 Nr. 18, Abs. 3 bis 6 des Jugendarbeitsschutz-
gesetzes geahndet. 
§ 4 Berlin-Klausel 
Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1) in Verbindung mit § 74 des Jugendarbeitsschutzgesetzes auch im Land Berlin. 
§ 5 Inkrafttreten 
Diese Verordnung tritt am ersten Tag des zweiten auf die Verkündung folgenden Kalendermonats in 
Kraft. 
StOP – Strafprozessordnung 
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§ 374 Zulässigkeit; Privatklageberechtigte 
(1) Im Wege der Privatklage können vom Verletzten verfolgt werden, ohne daß es einer vorgängigen 
Anrufung der Staatsanwaltschaft bedarf, 
 1.  ein Hausfriedensbruch (§ 123 des Strafgesetzbuches), 
 2.  
eine Beleidigung (§§ 185 bis 189 des Strafgesetzbuches), wenn sie nicht gegen eine der in § 194 
Abs. 4 des Strafgesetzbuches genannten politischen Körperschaften gerichtet ist, 
 2a. 
eine Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs durch Bildaufnahmen (§ 201a Absatz 1 
und 2 des Strafgesetzbuches), 
 3.  eine Verletzung des Briefgeheimnisses (§ 202 des Strafgesetzbuches), 
 4.  eine Körperverletzung (§§ 223 und 229 des Strafgesetzbuches), 
 5.  
eine Nachstellung (§ 238 Abs. 1 des Strafgesetzbuches) oder eine Bedrohung (§ 241 des Strafge-
setzbuches), 
 5a. eine Bestechlichkeit oder Bestechung im geschäftlichen Verkehr (§ 299 des Strafgesetzbuches), 
 6.  eine Sachbeschädigung (§ 303 des Strafgesetzbuches), 
 6a. 
eine Straftat nach § 323a des Strafgesetzbuches, wenn die im Rausch begangene Tat ein in den 
Nummern 1 bis 6 genanntes Vergehen ist, 
 7.  eine Straftat nach den §§ 16 bis 19 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, 
 8.  
eine Straftat nach § 142 Abs. 1 des Patentgesetzes, § 25 Abs. 1 des Gebrauchsmustergesetzes, § 
10 Abs. 1 des Halbleiterschutzgesetzes, § 39 Abs. 1 des Sortenschutzgesetzes, § 143 Abs. 1, § 143a 
Abs. 1 und § 144 Abs. 1 und 2 des Markengesetzes, § 51 Abs. 1 und § 65 Abs. 1 des Designgeset-
zes, den §§ 106 bis 108 sowie § 108b Abs. 1 und 2 des Urheberrechtsgesetzes und § 33 des Geset-
zes betreffend das Urheberrecht an Werken der bildenden Künste und der Photographie. 
(2) Die Privatklage kann auch erheben, wer neben dem Verletzten oder an seiner Stelle berechtigt ist, 
Strafantrag zu stellen. Die in § 77 Abs. 2 des Strafgesetzbuches genannten Personen können die Privat-
klage auch dann erheben, wenn der vor ihnen Berechtigte den Strafantrag gestellt hat. 
(3) Hat der Verletzte einen gesetzlichen Vertreter, so wird die Befugnis zur Erhebung der Privatklage 
durch diesen und, wenn Körperschaften, Gesellschaften und andere Personenvereine, die als solche in 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten klagen können, die Verletzten sind, durch dieselben Personen wahrge-
nommen, durch die sie in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten vertreten werden. 
 
JGG – Jugendgerichtsgesetz 
 
§ 1 Persönlicher und sachlicher Anwendungsbereich 
(1) Dieses Gesetz gilt, wenn ein Jugendlicher oder ein Heranwachsender eine Verfehlung begeht, die 
nach den allgemeinen Vorschriften mit Strafe bedroht ist. 
(2) Jugendlicher ist, wer zur Zeit der Tat vierzehn, aber noch nicht achtzehn, Heranwachsender, wer zur 
Zeit der Tat achtzehn, aber noch nicht einundzwanzig Jahre alt ist. 
 
§3 Verantwortlichkeit 
Ein Jugendlicher ist strafrechtlich verantwortlich, wenn er zur Zeit der Tat nach seiner sittlichen und geis-
tigen Entwicklung reif genug ist, das Unrecht der Tat einzusehen und nach dieser Einsicht zu handeln. Zur 
Erziehung eines Jugendlichen, der mangels Reife strafrechtlich nicht verantwortlich ist, kann der Richter 
dieselben Maßnahmen anordnen wie das Familiengericht. 
 
AGB Facebook 
4. Registrierung und Kontosicherheit 
Facebook-Nutzer geben ihre wahren Namen und Daten an und wir benötigen deine Hilfe, damit dies so 
bleibt. Nachfolgend werden einige Verpflichtungen aufgeführt, die du uns gegenüber bezüglich der 
Registrierung und der Wahrung der Sicherheit deines Kontos eingehst:  
1. Du wirst keine falschen persönlichen Informationen auf Facebook bereitstellen oder ohne Er-
laubnis kein Profil für jemand anderen erstellen. 
2. Du wirst nur ein einziges persönliches Konto erstellen. 
3. Wenn wir dein Konto sperren, wirst du ohne unsere Erlaubnis kein anderes erstellen. 
4. Du wirst deine persönliche Chronik nicht hauptsächlich für deinen eigenen kommerziellen Profit 
verwenden und wirst eine Facebook-Seite für solche Zwecke nutzen. 
5. Du wirst Facebook nicht verwenden, wenn du unter 13 Jahre alt bist. 
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6. Du wirst Facebook nicht verwenden, wenn du ein verurteilter Sexualstraftäter bist. 
7. Deine Kontaktinformationen sind korrekt und du wirst sie auf dem neuesten Stand halten. 
8. Du wirst dein Passwort (oder deinen geheimen Schlüssel, wenn du ein Entwickler bist) nicht wei-
tergeben, keine andere Person auf dein Konto zugreifen lassen oder keine anderweitigen 
Handlungen durchführen, die die Sicherheit deines Kontos gefährden können. 
9. Du wirst dein Konto (einschließlich einer von dir verwalteten Seite oder App) an niemanden 
übertragen, ohne vorher unsere schriftliche Erlaubnis einzuholen. 
10. Wenn du einen Nutzernamen bzw. eine ähnliche Kennung für dein Konto oder deine Seite aus-
wählst, behalten wir uns das Recht vor, diese/n zu entfernen oder zu widerrufen, sollten wir dies 
als notwendig erachten (zum Beispiel, wenn ein Markeninhaber eine Beschwerde über einen 
Nutzernamen einreicht, welcher nicht in engem Bezug zum tatsächlichen Namen eines Nutzers 
steht). 
 
II Internationale Rechtstexte 
 
UN-Kinderrechtskonvention 
Art. 5 
Die Vertragsstaaten achten die Aufgaben, Rechte und Pflichten der Eltern oder gegebenenfalls, soweit 
nach Ortsbrauch vorgesehen, der Mitglieder der weiteren Familie oder der Gemeinschaft, des Vor-
munds oder anderer für das Kind gesetzlich verantwortlicher Personen, das Kind bei der Ausübung der in 
diesem Übereinkommen anerkannten Rechte in einer seiner Entwicklung entsprechenden Weise ange-
messen zu leiten und zu führen. 
 
Art. 12 
(1)  Die Vertragsstaaten sichern dem Kind, das fähig ist, sich eine eigene Meinung zu bilden, das Recht 
zu, diese Meinung in allen das Kind berührenden Angelegenheiten frei zu äussern, und berücksichtigen 
die Meinung des Kindes angemessen und entsprechend seinem Alter und seiner Reife. 
(2)  Zu diesem Zweck wird dem Kind insbesondere Gelegenheit gegeben, in allen das Kind berührenden 
Gerichts- oder Verwaltungsverfahren entweder unmittelbar oder durch einen Vertreter oder eine ge-
eignete Stelle im Einklang mit den innerstaatlichen Verfahrensvorschriften gehört zu werden. 
 
Art. 13 
(1)  Das Kind hat das Recht auf freie Meinungsäusserung; dieses Recht schliesst die Freiheit ein, unge-
achtet der Staatsgrenzen Informationen und Gedankengut jeder Art in Wort, Schrift oder Druck, durch 
Kunstwerke oder andere vom Kind gewählte Mittel sich zu beschaffen, zu empfangen und weiterzuge-
ben. 
(2)  Die Ausübung dieses Rechts kann bestimmten, gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen unterwor-
fen werden, die erforderlich sind 
a) für die Achtung der Rechte oder des Rufes anderer oder 
b) für den Schutz der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), der Volksgesund-
heit oder der öffentlichen Sittlichkeit. 
 
Art. 15 
(1)  Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes an, sich frei mit anderen zusammenzuschließen 
und sich friedlich zu versammeln. 
(2)  Die Ausübung dieses Rechts darf keinen anderen als den gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen 
unterworfen werden, die in einer demokratischen Gesellschaft im Interesse der nationalen oder der 
öffentlichen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), zum Schutz der Volksgesundheit oder 
der öffentlichen Sittlichkeit oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig sind. 
 
Art. 16 
(1)  Kein Kind darf willkürlichen oder rechtswidrigen Eingriffen in sein Privatleben, seine Familie, seine 
Wohnung oder seinen Schriftverkehr oder rechtswidrigen Beeinträchtigungen seiner Ehre und seines 
Rufes ausgesetzt werden. 
(2)  Das Kind hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen solche Eingriffe oder Beeinträchtigungen. 
 
 
Europäische Menschenrechtskonvention 
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Art. 8 Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens 
(1) Jede Person hat das Recht auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung und ihrer 
Korrespondenz. 
(2) Eine Behörde darf in die Ausübung dieses Rechts nur eingreifen, soweit der Eingriff gesetzlich vorge-
sehen und in einer demokratischen Gesellschaft notwendig ist für die nationale oder öffentliche Sicher-
heit, für das wirtschaftliche Wohl des Landes, zur Aufrechterhaltung der Ordnung, zur Verhütung von 
Straftaten, zum Schutz der Gesundheit oder der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten ande-
rer. 
 
Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 1948 
 
Artikel 16 - Ehefreiheit und Schutz der Familie 
Heiratsfähige Männer und Frauen haben ohne Beschränkung durch Rasse, Staatsbürgerschaft oder 
Religion das Recht, eine Ehe zu schliessen und eine Familie zu gründen. Sie haben bei der Eheschlies-
sung, während der Ehe und bei deren Auflösung gleiche Rechte.  
Die Ehe darf nur auf Grund der freien und vollen Willenseinigung der zukünftigen Ehegatten geschlossen 
werden.  
Die Familie ist die natürliche und grundlegende Einheit der Gesellschaft und hat Anspruch auf Schutz 
durch Gesellschaft und Staat.  
 
Artikel 26 - Recht auf Bildung, Erziehungsziele, Elternrecht 
Jeder Mensch hat Recht auf Bildung. Der Unterricht muss wenigstens in den Elementar- und Grundschu-
len unentgeltlich sein. Der Elementarunterricht ist obligatorisch. Fachlicher und beruflicher Unterricht soll 
allgemein zugänglich sein, die höheren Studien sollen allen nach Massgabe ihrer Fähigkeiten und Leis-
tungen in gleicher Weise offenstehen. 
Die Ausbildung soll die volle Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit und die Stärkung der Achtung 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten zum Ziele haben. Sie soll Verständnis, Duldsamkeit und 
Freundschaft zwischen allen Nationen und allen rassischen oder religiösen Gruppen fördern und die 
Tätigkeit der Vereinten Nationen zur Aufrechterhaltung des Friedens begünstigen. 
In erster Linie haben die Eltern das Recht, die Art der ihren Kindern zuteilwerdenden Bildung zu bestim-
men.  
 
Lanzarote Konvention - Übereinkommen des Europarats zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeu-
tung und 
sexuellem Missbrauch 
 
Art. 20 Taten im Zusammenhang mit Kinderpornografie  
(1) Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen Massnahmen, um 
folgende Handlungen, wenn vorsätzlich und rechtswidrig begangen, als Straftaten zu umschreiben:  
a) das Herstellen von Kinderpornografie;  
b) das Anbieten oder Verfügbarmachen von Kinderpornografie;  
c) das Verbreiten oder Übermitteln von Kinderpornografie;  
d) das Beschaffen von Kinderpornografie für sich selbst oder einen anderen;  
e) den Besitz von Kinderpornografie;  
f) den wissentlichen Zugriff auf Kinderpornografie mit Hilfe der Informations-und Kommunikationstechno-
logien.  
(2) Im Sinne dieses Artikels bedeutet "Kinderpornografie" jedes Material mit der bildlichen Darstellung 
eines Kindes bei wirklichen oder simulierten eindeutig sexuellen Handlungen oder jede Abbildung der 
Geschlechtsteile eines Kindes zu vorwiegend sexuellen Zwecken.  
(3) Jede Vertragspartei kann sich das Recht vorbehalten, Absatz 1 Buchstaben a und e ganz oder teil-
weise nicht auf das Herstellen und den Besitz pornographischen Materials anzuwenden, – das aus-
schließlich simulierte Darstellungen oder wirklichkeitsnahe Abbildungen eines nicht existierenden Kindes 
enthält; – bei dem Kinder dargestellt werden, die das nach Artikel 18 Absatz 2 fest-gesetzte Alter erreicht 
haben, wenn diese Bilder von ihnen mit ihrer Zustimmung und allein zu ihrem persönlichen Gebrauch 
hergestellt worden sind und sich in ihrem Besitz befinden.  
(4) Jede Vertragspartei kann sich das Recht vorbehalten, Absatz 1 Buchstabe f ganz  
oderteilweise nicht anzuwenden.  
 
 
